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149. Sitzung 

Bonn, den 23. Januar 1968 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 14.30 Uhr 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Die  Sitzung 
ist eröffnet. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung gratuliere ich 
dem Herrn Abgeordneten Hansing zum 60. Ge-
burtstag am 20. Januar. 

(Beifall.) 

Die Fraktion der FDP hat am 9. Januar 1968 an 
Stelle des Abgeordneten Dr. Hellige, der sein Man-
dat als stellvertretendes Mitglied in der Beratenden 
Versammlung des Europarates niedergelegt hat, den 
Abgeordneten Sander zur Wahl vorgeschlagen. Ist 
das Haus damit einverstanden? — Widerspruch er-
folgt nicht; damit ist der Herr Abgeordnete Sander 
als Stellvertreter in der Beratenden Versammlung 
des Europarates gewählt. 

Gemäß § 76 Abs. 2 der Geschäftsordnung soll die 
Vorlage des Bundeskanzlers 

Zweiter Bericht über die Lage der Jugend und 
die Bestrebungen auf dem Gebiet der Jugend-
hilfe (Jugendbericht) 
— Drucksache V/2453 — 

an  den Ausschuß für Familien- und Jugendfragen --
federführend — und an den Ausschuß für Gesund-
heitswesen — mitberatend — überwiesen werden. 
— Kein Widerspruch; die Überweisung ist beschlos-
sen. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll 
Punkt 3 der Tagesordnung abgesetzt werden. — 
Das Haus ist damit einverstanden; es ist so be-
schlossen. 

Folgende amtliche Mitteilungen werden ohne Ver-
lesung in den Stenographischen Bericht aufgenom-
men: 

Der Bundesminister für Wohnungswesen und Städtebau hat am 
15. Januar 1968 die Kleine Anfrage der Fraktion der FDP betr. 
Staatliche Förderung von Eigentumswohnungen und Eigenheimen 
— Drucksache V/2426 — beantwortet. Sein Schreiben ist als 
Drucksache V/2490 verteilt. 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
hat am 18. Januar 1968 die Kleine Anfrage der Abgeordneten 
Peters (Poppenbüll), Ertl, Logemann, Mauk und der Fraktion 
der FDP betr. Auswirkungen der Mehrwertsteuer auf die 
Erzeuger- und Betriebsmittelpreise in der Landwirtschaft — 
Ducksache V/2390 — beantwortet. Sein Schreiben wird als 
Drucksache V/2497 verteilt. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung hat am 
19. Januar 1968 die Kleine Anfrage der Fraktion der FDP betr. 
Lohn- und Gehaltserhöhungen im Jahre 1968 und Finanzplanung 
— Drucksache V/2448 — beantwortet. Sein Schreiben wird als 
Drucksache V/2498 verteilt. 

Der Präsident des Bundestages hat entsprechend dem Be-
schluß des Bundestages vom 23. Februar 1962 die nachstehenden 
Vorlagen überwiesen: 

Siebenundzwanzigste Verordnung zur Änderung des Deut-
schen Zolltarifs 1967 (Zollkontingent für Bananen — 1968) 
— Drucksache V/2475 — 

an  den Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen mit der 
Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig dem Plenum am 
3. April 1968. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 

= Drucksache V/2492 — 

Wir kommen zunächst zu der Frage aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen. Ist der Herr Abgeordnete Dr. 
Schmidt (Wuppertal) im Saal? — Er ist nicht im 
Saal. Dann wird die Frage schriftlich beantwortet. 

Wir kommen damit zu den Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Wohnungs-
wesen und Städtebau, zunächst zur Frage 2 des 
Abgeordneten Jung: 

Hält die Bundesregierung die Bestimmungen des § 72 Abs. 5 
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes für bewährt und bewahrens-
wert, wonach die Kostenmiete vom Bauherrn beispielsweise 
bei Erhöhung der Zinssätze für die Sparkassenhypotheken 
entsprechend angehoben werden kann, ohne daß sich die ein-
mal erhöhte Kostenmiete wieder vermindert, wenn sich die 
laufenden Aufwendungen ermäßigen? 

Zur Beantwortung der Herr Minister. 

Dr. Lauritzen, Bundesminister für Wohnungs-
wesen und Städtebau: Die in Ihrer Frage, Herr Ab-
geordneter, genannte gesetzliche Regelung ist ände-
rungsbedürftig. 

Eine Änderung ist auch bereits vorgesehen, und 
zwar in dem Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur 
Änderung wohnungsbaurechtlicher Vorschriften, 
dem sogenannten Zinserhöhungsgesetz. Dieser dem 
Hohen Hause von der Bundesregierung in der 
Drucksache V/2063 vorgelegte Gesetzentwurf wird 
zur Zeit im Ausschuß  für Kommunalpolitik, Raum-
ordnung, Städtebau und Wohnungswesen beraten. 
Der Gesetzentwurf der Bundesregierung sieht vor, 
daß sich künftig die Kostenmiete auch verringert, 
wenn die laufenden Aufwendungen sich ermäßigen. 

 



7696 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 149. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 23. Januar 1968 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe die 
Frage 3 des Herrn Abgeordneten Jung auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, eine fördernde gesetzliche 
Regelung (z. B. Steuervergünstigungen, Zuschüsse) beim Tief-
garagenbau in neuen Siedlungen in Erwägung zu ziehen, damit 
die Planung und Errichtung solcher in den Generalverkehrs-
plänen vielfach vorgesehenen unterirdischen Einstellplätze an-
stelle der bisherigen platzraubenden Garagenbauten künftig 
nicht mehr in dem Maße wie bisher an  der Kostenfrage 
scheitert? 

Dr. Lauritzen, Bundesminister für Wohnungs-
wesen und Städtebau: Nach geltendem Recht gibt 
es bei öffentlich geförderten oder als steuerbegün-
stigt anerkannten Wohnungen unter bestimmten 
Voraussetzungen für Tiefgaragen Vergünstigungen 
bei der Grundsteuer. Ob das ausreicht und ob eine 
weitergehende Förderung möglich ist, will ich prü-
fen, und zwar, da es sich um finanzielle Fragen 
handelt, gemeinsam mit dem Herrn Bundesminister 
der Finanzen. Ich habe allerdings Zweifel, Herr 
Abgeordneter, ob bei der derzeitigen Finanzlage 
des Bundes mehr geschehen kann als bisher. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine Zu-
satzfrage. 

Wir kommen damit zu den Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers des Innern. Ich 
rufe die Frage 4 des Herrn Abgeordneten Wilhelm 
auf: 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die Gleich-
behandlung aller Bundesbeamten sicherzustellen, die Dienst zu 
ungünstigen Zeiten leisten müssen? 

Zur Beantwortung der Herr Staatssekretär. 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Zulagen für Dienst zu 
ungünstigen Zeiten werden zur Zeit nur den Beam-
ten der Bundesbahn und der Bundespost auf Grund 
besonderer Vorschriften gezahlt. § 22 des Bundes-
besoldungsgesetzes enthält jedoch nunmehr die 
gesetzliche Ermächtigung, auch den übrigen Bundes-
beamten derartige Zulagen zu gewähren, wenn der 
Haushaltsausschuß des Bundestages und das Hohe 
Haus die erforderlichen Mehrausgaben bewilligen. 
Die Bundesregierung ist bestrebt, die Einführung 
der Zulage für alle Beamten zu erreichen. Dies war 
bisher jedoch nicht möglich, weil der Haushalts-
ausschuß des Bundestages die für die Gewährung 
der Zulage erforderlichen Haushaltsmittel für 1967 
noch nicht bewilligt hat. Inzwischen ist der Fragen-
komplex noch einmal überprüft worden. Eine 
erneute' Vorlage kann dem Haushaltsausschuß in 
Kürze zugeleitet werden. Die Mehraufwendungen 
hierfür sind in den Haushaltsentwurf 1968 einge-
plant. Es bleibt zu hoffen, daß der Haushaltsaus-
schuß für das Jahr 1968 die Bereitstellung der erfor-
derlichen Mittel genehmigen wird. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage. 

Wilhelm (SPD) : Herr Staatssekretär, wird sich 
die Bundesregierung bemühen, den Haushaltsaus-
schuß von der Notwendigkeit der Bereitstellung von 
entsprechenden Mitteln zu überzeugen, damit in Zu-
kunft alle Beamten im Bundesdienst gleichbehandelt 
werden? 

Benda,  Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Selbstverständlich, Herr 
Kollege. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine weitere 
Zusatzfrage. 

Wilhelm (SPD) : Wird sich die Bundesregierung 
beschleunigt bemühen, die seit Monaten, soviel ich 
weiß, in Ausarbeitung befindlichen Richtlinien zu 
diesen Zulagen, die insbesondere die Abgrenzung 
des betreffenden Personenkreises betreffen, fort- und 
zu Ende zu führen? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Jawohl, diese Ausfüh-
rungsvorschriften sind den Gewerkschaften und Be-
rufsverbänden vor einiger Zeit zugeleitet worden, 
und sobald die Stellungnahmen der Gewerkschaften 
und Berufsverbände vorliegen, kann die Vorlage 
dem Haushaltsausschuß zur Verfügung gestellt wer-
den. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Die Fragen 5 
und 6 des Herrn Abgeordneten Picard: 

Trifft es zu, daß AStA und SDS an der Mainzer Universität 
eine Ausstellung von Material des „Friedensrates" in Ost-Berlin 
veranstaltet haben, in dem der Bundespräsident dadurch ver-
unglimpft wird, daß seine angebliche politische Vergangenheit 
behandelt wird? 

Auf welche Weise wird die Bundesregierung — falls die 
Frage 5 bejaht wird — gegen diese und vielleicht auch zu-
künftig zu erwartende Verunglimpfungen des Bundespräsidenten 
einschreiten? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Wenn der Herr Frage-
steller einverstanden ist, Herr Präsident, würde ich 
gern beide Fragen zusammen beantworten. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Bitte sehr! 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Nach meinen Informa-
tionen veranstaltete der Sozialistische Deutsche Stu-
dentenbund am 12. und 15. Januar 1968 in der Main-
zer Hochschule eine Ausstellung, die den Herrn Bun-
despräsidenten verunglimpfen sollte. Da der Rektor 
der Universität die Benutzung von Universitätsräu-
men zu solchen Zwecken untersagt hatte, führte der 
SDS die Ausstellung gegen den Willen des Rektors 
im Klubraum des Allgemeinen Studentenausschus-
ses der Universität durch. Das ausgestellte Material 
stammte nach den eigenen Angaben des SDS vom 
sowjetzonalen Friedensrat in Ostberlin. Es soll sich 
dabei um Fotokopien handeln, die von der SED ver-
breitet wurden. 

Das Bundesinnenministerium hat zu Unterlagen 
dieser Art unter Verwendung eines Gutachtens des 
Bundeskriminalamtes bereits am 28. Oktober 1966 
Stellung genommen. Die Bundesregierung und alle 
im Bundestag vertretenen Parteien haben sich am 
29. September 1966 durch eine gemeinsame Erklä-
rung hinter den Herrn Bundespräsidenten gestellt. 
Sie haben dabei gleichzeitig dem Herrn Bundespräsi-
denten empfohlen, gegen Verleumdungen dieser Art 
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Parlamentarischer Staatssekretär Benda 
gerichtlich nicht vorzugehen. Der Herr Bundespräsi-
dent hat dieser Anregung entsprochen und keine 
Ermächtigung zu einem strafrechtlichen Vorgehen 
gegen seine Verleumder erteilt. Ob im übrigen gegen 
die Ausstellung solcher Pamphlete auf anderer 
Rechtsgrundlage, etwa mit Hilfe des Polizeirechts, 
eingeschritten werden kann, hängt von den Gege-
benheiten des Einzelfalles ab. Die Zuständigkeit hier-
für liegt bei den Ländern. Hinsichtlich der Vorkomm-
nisse in Mainz hat sich im übrigen — unter diesem 
Gesichtspunkt jedenfalls — ein Eingreifen erübrigt. 

Das Ausstellungsmaterial wurde in der Nacht vom 
15. auf den 16. Januar 1968 von Kräften, die sich 
offensichtlich nicht in dieser Weise mit der Fäl-
schungs- und Zersetzungspropaganda der SED iden-
tifizieren lassen wollen, beseitigt. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage. 

Picard (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, darf ich 
annehmen, daß die Bundesregierung es politisch un-
erträglich findet, daß das Staatsoberhaupt in einer 
solchen Weise immer wieder in der Öffentlichkeit 
angegriffen wird und sein Verhalten trotz entspre-
chender Klarstellung Gegenstand bösartiger Kritik 
ist? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Das ist der Fall, Herr 
Kollege Picard. Ich hatte in einer Fragestunde vor 
einigen Monaten Gelegenheit, diese Auffassung der 
Bundesregierung aus einem damals aktuellen An-
laß hier bekanntzugeben. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Weitere Zu-
satzfrage. 

Picard (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist die 
Bundesregierung nach dem seitherigen Verhalten 
der Länder der Auffassung, daß das Polizeirecht und 
die in ihm liegenden Möglichkeiten immer in der 
rechten Weise und rasch genug angewendet wer-
den? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Ich hatte bei der Ge-
legenheit, die ich soeben erwähnt habe, Herr Kol-
lege Picard, auch Gelegenheit gehabt, hier mitzu-
teilen, daß die Bundesregierung die damaligen 
Vorgänge zum Anlaß einer grundsätzlichen Erörte-
rung des Problems benutzen wollte. Diese Behand-
lun ist im Bundeskabinett noch nicht vorgenommen 
worden, weil zunächst eine Reihe von Einzelge-
sprächen in dieser Angelegenheit zu Anfang dieses 
Jahres geführt werden sollte. Ich nehme an, daß 
diese Gespräche inzwischen geführt werden konnten 
und daß die Bundesregierung in absehbarer Zeit 
sich dann mit diesem Fragenkomplex beschäftigen 
wird. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Fragen der 
Abgeordneten Frau Meermann Nrn. 7, 8 und 9: 

Trifft es zu, daß bei gleicher Ausgangsbasis männliche Ange-
stellte bei den Bundesbehörden schneller aufsteigen als weib-
liche? 

Welche Möglichkeit sieht die Bundesregierung, zu erreichen, 
daß die künftige Besetzung von Aufstiegsstellen besser dein 
Verhältnis der beschäftigten Frauen und Männer entspricht? 

Wird bei den Bundesbehörden darauf hingewirkt, daß männ-
liche Angestellte ihre Schreibarbeiten selbst erledigen? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Auch hier darf ich, 
Frau Kollegin Meermann, bitten, damit einverstan-
den zu sein, daß ich die Fragen zusammen behandle. 

Zunächst zu Ihrer ersten Frage: Die Eingruppie-
rung der Angestellten in die Vergütungsgruppen X 
bis I a des Bundesangestelltentarifvertrags richtet 
sich ausschließlich nach Tätigkeitsmerkmalen, bei 
deren Erfüllung die Angestellten in die betreffende 
Vergütungsgruppe eingruppiert bzw. höhergruppiert 
werden. Da die Tätigkeitsmerkmale zwischen männ-
lichen und weiblichen Angestellten nicht unterschei-
den, ist es nicht möglich, daß bei der Anwendung 
der Tarifvorschriften männliche Angestellte bei den 
Bundesbehörden bei gleichen Voraussetzungen 
schneller aufsteigen als weibliche. 

Zur zweiten Frage: Das Verhältnis der Zahl der 
bei den Bundesbehörden im Angestelltenverhältnis 
beschäftigten Frauen und Männer ist je nach Auf-
gabenbereich unterschiedlich. Es ist hauptsächlich 
dadurch bedingt, daß — wie auch im sonstigen 
öffentlichen Dienst und in der Privatwirtschaft — 
bestimmte Tätigkeiten fast ausschließlich von weib-
lichen Angestellten wahrgenommen werden, etwa 
im Schreibdienst, und daß für andere Aufgaben 
außer männlichen Fachkräften kaum entsprechende 
weibliche Kräfte zur Verfügung stehen. 

Unter Berücksichtigung dieser Tatsachen ist die 
Bundesregierung selbstverständlich bestrebt, bei 
der Zuweisung von Aufgaben, die eine höhere Ein-
gruppierung rechtfertigen, weder männliche noch 
weibliche Angestellte zu bevorzugen oder zu be-
nachteiligen. Hierüber wachen im übrigen gemäß 
§ 56 Abs. 1 des Personalvertretungsgesetzes gemein-
sam mit den Dienststellen auch die Personalräte. 

Aus der Personalstandserhebung des Statistischen 
Bundesamtes nach dem Stand vom 2. Oktober 1966 
— eine neuere Erhebung liegt noch nicht vor — 
ergibt sich, daß der Anteil der bei Bundesbehörden 
beschäftigten weiblichen Angestellten seit der vor-
angegangenen Erhebung im Jahre 1963 im höheren 
Dienst gleichgeblieben und im gehobenen Dienst 
erheblich gestiegen ist. Im mittleren und im ein-
fachen Dienst ist dagegen ein Rückgang zu ver-
zeichnen. 

Ihre Frage 3 beantworte ich mit Nein. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage. 

Frau Meermann (SPD) : Herr Staatssekretär, 
habe ich Sie recht verstanden, daß die Personal-
politik entscheidend dafür ist, welche Aufstiegsmög-
lichkeiten der einzelne hat, daß der einzelne selber 
sehr wenig dazu beitragen kann? Wenn aber Tätig-
keitsmerkmale und Leistung entscheiden, Herr 
Staatssekretär, wie erklären Sie sich dann z. B., daß 
bei den Vorzimmerdamen die Eingruppierung an 
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Frau Meermann 
den Dienstrang des Vorgesetzten geknüpft ist und 
daß bei Entfallen dieser Voraussetzung eine Rück-
stufung vorbehalten bleibt, so daß die Zukunft der 
betreffenden Angestellten von ihrer eigenen Lei-
stung sehr viel weniger abhängig ist als von perso-
nellen Umgruppierungen innerhalb des betreffenden 
Ministeriums oder der betreffenden sonstigen Bun-
desbehörde? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Frau Kollegin Meer-
mann, der BAT ist, wie sein Name schon sagt, ein 
Tarifvertrag. Er beruht also auf Abreden der Tarif-
partner, und nur auf dieser Ebene könnten gegebe-
nenfalls Änderungen sowohl im Grundsätzlichen als 
auch etwa bei Einzeleingruppierungen, auf die Sie 
möglicherweise anspielen wollen, vorgenommen 
werden. 

Frau Meermann (SPD) : Darf ich fragen, Herr 
Staatssekretär, ob die Veränderungen, die durch 
fortschreitende Automation ja auch in den Bundes-
behörden Platz greifen werden, auch schon unter 
dem Gesichtspunkt überprüft worden sind, wie dann 
weiblichen Angestellten noch Aufstiegsmöglichkei-
ten vorbehalten bleiben können. 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Es gibt natürlich techni-
sche Veränderungen, die sich auf die Struktur der 
•einzelnen Verwaltungen auswirken, auch in bezug 
auf die von Ihnen gestellte Spezialfrage und diese 
Überlegungen müssen selbstverständlich angestellt 
werden und werden auch angestellt. 

Frau Meermann (SPD) :Eine Zusatzfrage zu 2: 
Herr Staatssekretär, glauben Sie nicht, daß den 
Frauen in den Bundesbehörden z. B. mehr Chancen 
offenständen, wenn in den Dienstnachrichten der be-
treffenden Bundesbehörden die freien Stellen oder 
Aufstiegsstellen ausgeschrieben würden, so daß alle 
Interessienten rechtzeitig die Möglichkeit hätten, sich 
zu bewerben, bevor vielleicht schon Vorentscheidun-
gen getroffen werden? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Ich sagte schon, Frau 
Kollegin Meermann, daß die Stellen besetzt werden 
nach dem einzigen Gesichtspunkt, wer für diese 
Stelle am besten geeignet ist. Zu diesem Zweck ist 
eine Ausschreibung hilfreich, auch notwendig und 
wird auch vorgenommen. Wenn sich die Bewerber 
melden, erfolgt weder eine Benachteiligung noch 
eine Bevorzugung der weiblichen oder der männ-
lichen Bewerber, sondern es wird allein nach dem 
hierfür erforderlichen sachlichen Merkmal entschie-
den. Ich glaube nicht, daß man es anders machen 
kann. 

Frau Meermann (SPD) : Mir geht es urn die 
Publizität innerhalb der betreffenden Behörde, 
Herr Staatssekretär. Aber dazu noch eine weitere 
Frage: Haben Sie nicht festgestellt, daß weibliche 
Angestellte in ihrer Abteilung oft sozusagen fest-

genagelt sind und daß sie weiterkommen könnten, 
wenn man sie in möglichst vielen Abteilungen be-
schäftigte, damit sie auch einen Einblick in die Ar-
beit der Behörde bekommen und dadurch die Mög-
lichkeit haben, zielstrebig bestimmte Positionen an-
zusteuern? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Das ist ein Punkt, über 
den man sich einmal vielleicht im dafür in diesem 
Hohen Hause zuständigen Innenausschuß Gedanken 
machen sollte. Wenn es noch konkretere Anregun-
gen gibt, Frau Kollegin Meermann, werden wir 
gerne bereit sein, diesen nachzugehen. 

Frau Meermann (SPD) : Zu der letzten Frage, 
Herr Staatssekretär, die ich nicht nur auf die Ange-
stellten, sondern auch auf die Beamten erstrecken 
möchte: Wären Sie bereit, sich einmal die Ausbil-
dungsvorschriften des Landes Bayern anzusehen, 
nach denen auch für den gehobenen Dienst, für Män-
ner wie Frauen, Maschineschreiben Ausbildungs-
fach ist, und meinen Sie nicht, daß es sehr arbeits-
kräftesparend sein könnte, daß man mit weniger 
weiblichen Schreibkräften auskommen könnte, wenn 
mehr Männer etwa so gewandt mit Stenostift und 
Maschine umgehen könnten, wie das die Journa-
listen so hervorragend tun, die ja auch geistige Ar-
beit zu bewältigen haben? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Frau Kollegin Meer-
mann, aus den eigenen Eindrücken in dem Ministe-
rium, in dem tätig zu sein ich die Ehre habe, darf 
ich Ihnen sagen: Die Zahl der Männer, die in der 
Lage sind, das zu tun, was Sie als wünschenswert 
hinstellen, ist wahrscheinlich größer, als Sie anneh-
men. Ich darf mich selber zu dem Kreis der glück-
licherweise sowohl in Stenographie als auch in 
Schreibmaschine hinreichend Gewandten zählen. Es 
gibt in der Tat Situationen, in denen man im eige-
nen Interesse, wenn man nämlich schwierige Dinge 
formulieren will, nicht diktiert, sondern selber 
schreibt. Das geschieht aber aus einem etwas ande-
ren Motiv als dem, das Sie nennen. Wenn man 
Ihrem Vorschlag folgen wollte, würde das natur-
gemäß bedeuten, daß die Herren, die für eine an-
dere Tätigkeit als das Maschineschreiben bezahlt 
werden, für ihre eigentliche Tätigkeit weniger Zeit 
hätten, so daß man früher oder später zu Stellen-
vermehrungen in diesem Bereich und auf der ande-
ren Seite zu einer Verringerung der Schreibkräfte 
kommen müßte. Per Saldo würde das für die Öffent-
lichkeit und den Steuerzahler teurer sein. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Letzte Zu-
satzfrage. 

Frau Meermann (SPD) : Herr Staatssekretär, 
darf ich dann annehmen, daß Sie in Ihrem Mini-
sterium keine Männer haben, die sehr mühsam erst 
dreimal alles mit der Hand aufschreiben und das 
dann noch diktieren, obwohl es sehr viel schneller 
ginge, wenn sie sich einmal selbst in der gleichen 
Zeit an die Maschine setzten? 
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Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Hier und da gibt es 
Leute, die einen eigenen Arbeitsstil haben. Ich 
möchte auch insoweit eine gewisse Individualität 
erhalten wissen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Müller (München) ! 

Dr. Müller (München) (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, nachdem Sie die dritte Frage der Frau Kol-
legin Meermann negativ dahin beantwortet haben, 
daß männliche Angestellte nicht angewiesen wer-
den, ihre Schreibarbeiten selbst zu erledigen, wür-
den Sie mir zustimmen, daß damit Bundestagsabge-
ordnete etwas schlechtergestellt sind als männliche 
Angestellte in den Bundesbehörden? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Ich möchte Ihnen natür-
lich höchst ungern widersprechen, Herr Kollege 
Müller. Ich meine allerdings, daß es auch den 
Damen und Herren Kollegen in diesem Hohen Hause 
ganz nützlich sein könnte, wenn sie die Fähigkeit 
des Schreibmaschineschreibens, soweit sie sie noch 
nicht haben, erwerben. Das sagt nichts gegen die 
von Ihnen vertretene Auffassung. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zweite Zu-
satzfrage. 

Dr. Müller (München) (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, nachdem Sie gerade vorhin davon gesprochen 
haben, daß Aufwendungen für Angestellte gelegent-
lich besser angelegt sind, als wenn sie sich nur mit 
diesen Kleinarbeiten beschäftigen würden, sind Sie 
nicht auch der Meinung, daß die Aufwendungen für 
die Abgeordneten gut angelegt wären, wenn sie 
von diesen Hilfsarbeiten befreit wären? 

(Beifall.) 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Es steht mir gar nicht 
oder kaum zu, dazu von hier aus eine Meinung zu 
sagen. Aber keinesfalls möchte ich Ihnen wider-
sprechen; denn Sie haben recht, Herr Kollege 
Müller. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Gscheidle. 

Gscheidle (SPD) : Herr Staatssekretär, unter 
Bezug auf Ihre vorherigen Antworten frage ich Sie: 
Stimmen Sie mir darin zu, daß für die Frage des 
Aufstiegs eines Angestellten generell, weiblich oder 
männlich, entscheidend ist, ob er die Eignung für 
einen höher bewerteten Arbeitsplatz hat? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Sicher. 

Gscheidle (SPD) : Ist es dann nicht als Folge-
rung richtig, Herr Staatssekretär, daß diese Frage  

nicht im BAT geregelt werden kann, sondern daß 
dies ausschließlich eine Sache der Personalpolitik 
ist? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Natürlich ist der BAT 
nur die Rechtsgrundlage, auf der die entsprechenden 
Regelungen stattzufinden haben. Daß dabei die Per-
sonalpolitik eine nicht unwesentliche Rolle spielt, 
ist mir durchaus bekannt. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage, 
Frau Abgeordnete Freyh! 

Frau Freyh (SPD) : Herr Staatssekretär, hat Ihr 
Haus in seine Überlegungen einmal die Beispiele 
einbezogen, die sich aus dem Verfahren amerika-
nischer Bundesbehörden ergeben, Stellenbewerbun-
gen ohne Angabe, ob es sich um einen weiblichen 
oder männlichen Bewerber handelt, abgeben zu 
lassen? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Mir ist nicht bekannt, 
Frau Kollegin, ob das einmal untersucht worden ist. 
Ich bin gerne bereit, mich danach zu erkundigen und 
Ihnen dann mitzuteilen, ob das jemals, und gegebe-
nenfalls mit welchem Ergebnis, geschehen ist. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Saam. 

Saam (FDP) : Herr Staatssekretär, Ihre vorherige 
Empfehlung an die Mitglieder dieses Hauses, 
Schreibmaschinenschreiben und Stenographieren zu 
lernen, brauche ich aber wohl nicht so aufzufassen, 
daß Sie das als Voraussetzung für die Wählbarkeit 
der Mitglieder dieses Hauses betrachten? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das hat er auch 
nicht gesagt!) 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Ich glaube, daß ich schon 
jetzt den Rahmen meiner Zuständigkeit von hier aus 
überschritten habe, und ich möchte ungern noch 
weiter zu diesem Thema etwas sagen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich muß dem 
Herrn Staatssekretär zustimmen; denn die Fragen, 
die hier behandelt werden, muß das Haus in eigener 
Kompetenz entscheiden und darf sich nicht wehkla-
gend an die Regierung wenden. 

(Beifall.) 

Fragen 10 und 11 des Abgeordneten Dr. Schmidt 
(Wuppertal) : 

Welche Vorkehrungen sind getroffen, daß die Bundesbehörden 
während der Wochenenden bei starken Schneefällen und Ver-
eisungen ihrer Streu- und Räumpflicht ebenso nachkommen, 
wie es für jeden Bundesbürger hinsichtlich seines Privatbesitzes 
Pflicht ist? 

Ist sichergestellt, daß an Wochenenden im Falle des Eintretens 
von Naturkatastrophen bei den zuständigen Bundesbehörden ein 
Notdienst sofort einsatzbereit ist? 

Sie werden vom Abgeordneten Brück (Köln) über-
nommen. 



7700 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 149. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 23. Januar 1968 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Von allen obersten Bun-
desbehörden ist für die eigenen Dienststellen sowie 
für die Dienststellen des nachgeordneten Geschäfts-
bereichs Vorsorge getroffen, daß den ortsbehördli-
chen Vorschriften über die Räum- und Streupflicht 
Genüge geleistet wird, und zwar auch während der 
Wochenenden. Dies geschieht bei bundeseigenen 
Grundstücken regelmäßig durch den Hausmeister 
oder durch sonstige Bundesbedienstete. In einzelnen 
Fällen ist die Aufgabe vertraglich Reinigungsfirmen 
übertragen. Bei angemieteten Dienstgebäuden ist 
die Streu- und Räumpflicht regelmäßig dem Vermie-
ter vertraglich auferlegt. Im Bereich der Bundeswehr 
obliegt die Aufgabe den Standortverwaltungen, beim 
Bundesgrenzschutz den zuständigen Standortälte-
sten, denen in Notfällen die Truppe zu Hilfe kommt. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage des Abgeordneten Brück. 

Brück (Köln) (CDU/CSU): Darf ich, Herr Staats-
sekretär, fragen, ob, wenn der Begriff Wochenende 
angesprochen ist, von Ihnen gegebenenfalls auch 
der Sonntag mit einbezogen ist. 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Ja, selbstverständlich. 

Nun zur zweiten Frage. Bei allen in Frage kom-
menden Bundesbehörden ist auch an Wochenenden 
ein Notdienst sichergestellt, durch den im Falle von 
Naturkatastrophen die notwendigen Maßnahmen 
eingeleitet werden können. Für die Bundesbehörden 
stehen vollmotorisierte, mit entsprechendem tech-
nischem Gerät ausgerüstete und sofort einsatzbe-
reite Alarmzüge des Bundesgrenzschutzes zur Ver-
fügung. Für den Raum Bonn liegt dieser Zug bei der 
technischen Einheit des Bundesgrenzschutzes in Han

-

gelar. Nach der Zuständigkeitsverteilung des Grund-
gesetzes gehört die Katastrophenabwehr zu den 
Aufgaben der Länder. Einsatzverbände des Bundes 
zur Bekämpfung von Katastrophen, wie das Tech-
nische Hilfswerk und der Bundesgrenzschutz, sind 
aber in die Katastrophenschutzpläne der Landesbe-
hörden einbezogen. Sie werden von dort aus alar-
miert und eingesetzt. Die Wahrung der Bundesauf-
gaben bei Katastrophen, die über den Bereich eines 
Landes hinausgehen, oder bei Katastrophen im 
Ausland ist durch den bei allen in Frage kommenden 
Bundesbehörden auch an Wochenenden eingerich-
teten Notdienst sichergestellt. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine Zu-
satzfragen. 

Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Finanzen. Die Fragen des Herrn Abgeord-
neten Dr. Im le:  

Wie hoch ist nach Auffassung der Bundesregierung der Unter-
schied der von den internationalen Mineralölgesellschaften den 
deutschen Tochtergesellschaften für geliefertes Rohöl in Rech-
nung gestellten Preise gegenüber den Preisen für frei gekauftes 
Rohöl — bezogen auf gleichartige Qualität? 

Wie hoch würden sich schätzungsweise die Gewinne der 
deutschen Mineralölgesellschaften bei normalen Frachten be-
laufen, wenn unter Zugrundelegung des auf Grund der Frage 12 
sich ergebenden Unterschiedsbetrags die Gewinne in der Bundes-
republik Deutschland anfallen würden? 

werden mit seinem Einverständnis schriftlich beant-
wortet. Die Antwort liegt noch nicht vor. Sie wird 
nach Eingang im Sitzungsbericht abgedruckt. 

Frage 14 des Herrn Abgeordneten Dr.  Müller 
(München) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Mehrwertsteuer bei 
Sozialrentnern, die in privaten Altersheimen wohnen, unzu-
mutbare Mehrbelastungen gebracht hat? 

Zur Beantwortung der Herr Staatssekretär des 
Bundesfinanzministeriums. 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Außer den von der 
öffentlichen Hand betriebenen Altersheimen sind 
diejenigen privaten Altersheime von der Umsatz-
steuer befreit, die in besonderem Maße der minder-
bemittelten Bevölkerung dienen, d. h. die zu mehr 
als zwei Dritteln minderbemittelte Personen auf-
nehmen. Minderbemittelte Personen sind solche, de-
ren Einkommen das Dreifache des — örtlich schwan-
kenden — Fürsorgerichtsatzes nicht übersteigt. Hier-
unter fallen z. B. in Hamburg Personen mit einem 
monatlichen Einkommen bis zu etwa 600 DM. Die 
übrigen privaten Altersheime sind entsprechend der 
bisherigen Rechtslage bewußt von der Steuerbefrei-
ung ausgenommen worden. Maßgebend hierfür war 
die Überlegung, daß es sich bei diesen Altershei-
men um reine Erwerbsunternehmen handelt, die 
ihre Pensionspreise frei kalkulieren und in einem 
gewissen Wettbewerb zu Hotels und Pensionen 
stehen, deren Leistungen dem allgemeinen Steuer-
satz unterliegen. 

Ich darf daran erinnern, daß das Hohe Haus aus 
diesem Grunde bei der zweiten Lesung des Mehr-
wertsteuergesetzes auch einen Antrag abgelehnt 
hat, für die nichtsteuerbefreiten Krankenanstalten 
und Altersheime den ermäßigten Steuersatz von 
5 v. H. vorzusehen. 

Die Bundesregierung weiß, Herr Kollege Müller, 
daß die Mehrwertsteuer bei den nicht steuerbefrei-
ten Altersheimen zu einer höheren Steuerbelastung 
führt als bisher. Die Mehrbelastung, deren Höhe 
von den Verhältnissen des Einzelfalles abhängt, 
dürfte äußerstenfalls 4 bis 5% betragen. Sie ist 
systembedingt und aus den erwähnten Wettbe-
werbsgründen kaum zu vermeiden. Es ist nicht aus-
zuschließen, daß infolge der Überwälzung der Mehr-
belastung auf die Heiminsassen gelegentlich auch 
ein Sozialrentner betroffen wird, der in einem nicht 
steuerbefreiten Altersheim Unterkunft gefunden hat. 

Ich glaube jedoch nicht, daß man in diesen Fällen 
angesichts der klaren Entscheidung des Gesetz-
gebers generell von einer unzumutbaren Mehrbela-
stung sprechen kann. 

Dr. Müller (München) (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, ist Ihnen bekannt, daß die meisten dieser priva-
ten Altersheime Preiserhöhungen um mindestens 
6 % vorgenommen haben, daß die Zahl der privaten 
Altersheime durch die mangelnde Möglichkeit, ge-
nügend karitative Altersheime zu errichten, zugleich 
ständig im Abnehmen begriffen ist und daß viele 
Sozialrentner auch in solchen Altersheimen wohnen? 
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Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Mir ist nicht bekannt, 
daß im Durchschnitt Erhöhungen in Höhe von 6 % 
erfolgt sind. Ich habe gesagt, Herr Kollege Müller, 
daß wir es für gerechtfertigt hielten, um 4 bis 5 % 
im Höchstfall zu erhöhen. Man müßte also unter-
suchen, inwieweit hier gegen diese Grundsätze ver-
stoßen worden ist. 

Im übrigen ist mir bekannt, daß gerade die Zahl 
der karitativen Altersheime noch zu gering ist, um 
die genannte Aufgabe voll zu bewältigen. Wir sind 
ja, wie Sie wissen, dabei, auch von uns aus das 
eine oder andere zu tun. Wir werden im Zusam-
menwirken mit den Ländern zu erreichen versuchen, 
daß die Kapazität der von Ihnen angesprochenen 
karitativen Altersheime erhöht wird. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zweite Zu-
satzfrage. 

Dr. Müller (München) (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, ist die Bundesregierung bzw. Ihr Haus dar-
über hinaus bereit, im Zusammenhang mit den 
Überlegungen zur Mehrwertsteuer die Äußerung, 
daß man die Auswirkungen genau überprüfen 
wolle, auch auf diesen speziellen Fall der Bela-
stung von Sozialrentnern zu beziehen? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Das kann ich zusagen, 
Herr Kollege. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Frage 15 des 
Herrn Abgeordneten Fritsch (Deggendorf) : 

Welches ist der gegenwärtige Stand der geplanten Errichtung 
eines deutsch- österreichischen Gemeinschaftszollamtes an der vor-
gesehenen Innbrücke bei Neuhaus- Schärding? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Ich beantworte die 
Frage des Herrn Kollegen Fritsch wie folgt. Die 
Angelegenheit ist bisher lediglich zwischen der 
Oberfinanzdirektion München und der Finanzlandes-
direktion Linz erörtert worden. Diese Stellen haben 
Planskizzen und Kostenschätzungen ausgearbeitet. 
Danach stellt der Bau auf deutscher Seite die billi-
gere Lösung dar. Die Stellungnahme der österrei-
chischen Seite ist noch nicht eingegangen. Es kann 
deshalb noch nicht gesagt werden, wie die endgül-
tige Entscheidung lauten wird. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage. 

Fritsch (Deggendorf) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
glauben Sie, daß die nunmehr getätigten Kosten-
ermittlungen den Ausschlag dafür geben werden, 
daß die Errichtung auf deutscher Seite möglich sein 
wird, da auch zolltechnische Überlegungen in diese 
Richtung gehen? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Ich glaube, Herr Kol-
lege, daß man im Augenblick noch nicht sagen kann, 
ob nun die Errichtung auf deutscher Seite erfolgen  

wird. Wir hoffen, daß die Unterlagen, die wir ein-
gereicht haben, dazu führen werden, daß sie hier 
erfolgt. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zweite Zu-
satzfrage. 

Fritsch (Deggendorf) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
würden Sie dabei auch die Überlegungen mit ein-
beziehen, die  bei meiner Frage am 11. Mai vergan-
genen Jahres in gleicher Sache bereits eine Rolle 
gespielt haben und von denen Sie gesagt haben, daß 
Sie sie geltend machen würden, nämlich die Frage 
der Parität in der Errichtung der Zollämter zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und Österreich; 
denn es sind bereits fünf auf österreichischer Seite 
errichtet worden, deutscherseits aber erst vier, so daß 
durch die Errichtung dieses Gemeinschaftszollamts 
auf deutscher Seite die Parität hergestellt wäre? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Das wird immer be-
rücksichtigt, Herr Kollege. Aber ich habe damals 
auch ausgeführt, daß es nun nicht in jedem Einzel-
fall der ausschlaggebende Faktor sein kann, und das 
werden Sie mir auch zugestehen. 

Auf der anderen Seite werden wir uns besonders 
dafür einsetzen — ich betone dieses „besonders" —, 
weil in den Zonengebieten, den Grenzgebieten all-
gemein von uns vorgesehen ist, auch wegen allge-
meiner konjunktureller Auswirkungen dafür zu sor-
gen, daß solche Bauwerke errichtet werden. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Unertl. 

Unertl (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, können 
Sie ungefähr die Zeit angeben, wie lange es noch 
dauern wird, bis in den langwierigen .Verhandlun-
gen mit Österreich endgültig Klarheit besteht, auf 
welcher Seite gebaut wird und wann mit einem Bau 
überhaupt zu rechnen ist? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Leider, Herr Kollege, 
kann ich diese Frage nicht mit Ja beantworten. Wir 
haben keine Möglichkeiten zur Einwirkung auf den 
Fortgang der Geschäfte drüben in Österreich. Wir 
sind darauf angewiesen zu warten. 

Unertl (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, liegt ,die 
Vermutung nahe, daß die Verzögerung durch die 
österreichischen Behörden auch mit der noch aus-
stehenden Entscheidung über den genauen Auto-
bahnübergang in der gleichen Ecke in Zusammen-
hang gebracht werden kann? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Ich kann das im 
Augenblick nicht mit Sicherheit beurteilen; ich 
glaube aber nicht. 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Nun zu den 
Fragen 16 und 17 des Herrn Abgeordneten Dr. Scho-
ber: 

Ist dem Bundesfinanzminister bekannt, daß trotz wiederholter 
Beanstandungen seitens der interessierten Öffentlichkeit immer 
noch ein recht langer Zeitraum zwischen der Verkündung und 
der Veröffentlichung von Urteilen des Bundesfinanzhofes ver-
streicht? 

Sieht der Bundesfinanzminister eine Möglichkeit, den  in 
Frage 16 erwähnten Zeitraum abzukürzen? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Ich darf die beiden 
Fragen wegen des sachlichen Zusammenhangs ge-
meinsam beantworten. 

Die Urteile des Bundesfinanzhofs werden im all-
gemeinen nicht — wie es in der Anfrage heißt — 
verkündet, sondern den Beteiligten lediglich zuge-
stellt. Das in dem Urteil angegebene Datum gibt den 
Tag an, an dem der erkennende Senat seine Entschei-
dung getroffen hat. Im Anschluß daran wird das 
,Urteil vom Berichterstatter endgültig abgesetzt und 
darauf den anderen Mitgliedern des Senats, zuletzt 
dem Vorsitzenden, im Umlaufverfahren zur Mitzeich-
nung zugeleitet. Der Mitzeichnung gehen oft Füh-
lungnahmen unter den Senatsmitgliedern über die 
Fassung des Urteils voraus. In schwierigen Fallen 
wird eine nochmalige Beratung des Senats erforder-
lich. 

Die Ausfertigung der Reimschriften verzögert sich 
seit geraumer Zeit infolge Überlastung des Perso-
nals.  Die  zur Veröffentlichung bestimmten Urteile 
müssen zudem mit Rücksicht auf das Steuergeheim-
nis neutralisiert, d. h. von allen eine Identifizierung 
des Falles ermöglichenden Stellen befreit werden. 
Die Zeitspanne zwischen dem Eingang der Urteile 
im Bundesfinanzministerium, das für die Redaktion 
dies Bundessteuerblatts zuständig ist, und der Ver-
öffentlichung im Bundessteuerblatt selbst beträgt 
infolge der rationellen Zusammenarbeit der betei-
ligten Stellen etwa drei bis vier Wochen. Der lange 
Zeitraum zwischen der Beschlußfassung des Senats 
über die Entscheidung und deren Zuleitung an das 
Bundesfinanzministerium von im Augenblick noch 
etwa zwei bis sechs Monaten bis zur Veröffentli-
chung beruht auf einem Zusammenwirken mehrerer 
Umstände. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage. 

Dr. Schober (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
darf ich fragen, ob Sie damit auch bereits meine 
zweite Frage als beantwortet erachten, die Frage 
nämlich, .ob eine Verkürzung dieses Zeitraums mög-
lich erscheint. 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Herr Kollege, eine 
Beschleunigung der Veröffentlichungen wird von 
einer auf Entlastung des Bundesfinanzhofs abzielen-
den Novelle zur Finanzgerichtsordnung erwartet 
werden können, deren Entwurf die Bundesregierung 
in den nächsten Monaten vorlegen wird. Außerdem 
wird geprüft werden, ob der kanzleimäßige Ge-
schäftsablauf im Bundesfinanzhof durch personelle  

und technische Maßnahmen beschleunigt werden 
kann. 

Dr. Schober (CDU/CSU) : Sind Sie mit mir der 
Auffassung, daß die Verkürzung der Zeit, nach der 
ich gefragt habe, nur durch eine Erweiterung des 
Stellenplans möglich wäre? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Dieser Meinung bin 
ich nicht so absolut. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine wei-
tere Zusatzfrage. Die Frage 18 des Herrn Abgeord-
neten Schmidt (Kempten) wird vom Herrn Bundes-
minister für Verkehr beantwortet. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Wirtschaft. Zu-
nächst die  Frage 19 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Müller (München) : 

Beabsichtigt die Bundesregierung — ähnlich wie die Regie-
rung der USA — eine Untersuchung über unverantwortliche 
Gewinnspannen bei der Arzneimittelproduktion und dem Arznei-
mittelverkauf durchzuführen? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Zunächst nicht, 
Herr Kollege Dr. Müller. Die Preisbehörden der 
Länder sind gebeten worden, den Arzneimittelmarkt 
in ihre monatliche Berichterstattung an das Bundes-
wirtschaftsministerium über wichtige und neural-
gische Märkte aufzunehmen und zu berichten, wenn 
besondere Entwicklungen festzustellen sind. Das 
Wirtschaftsministerium prüft darüber hinaus zur 
Zeit gemeinsam mit den beteiligten Ressorts, ob die 
Preisgestaltung auf dem Arzneimittelmarkt in der 
Bundesrepublik den wirtschafts-, gesundheits- und 
sozialpolitischen Anforderungen entspricht. Bis da-
hin ist nicht beabsichtigt, ähnlich wie in den USA 
die Kosten und Gewinne bei der Herstellung und 
beim Vertrieb von Arzneimitteln zu untersuchen. 

Dr. Müller (München) (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, wie lange wird die von Ihnen gerade angekün-
digte Prüfung dauern? 

Dr.  Arndt,  Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Sie wird so 
schnell wie möglich durchgeführt werden. Ich kann 
noch nicht sagen, wie viele Wochen das in Anspruch 
nehmen wird. 

Dr. Müller (München) (SPD) : Würde sich das 
 Bundeswirtschaftsministerium, falls diese Prüfung 

Ansatzpunkte dafür ergeben sollte, daß ähnlich wie 
in den Vereinigten Staaten erhöhte Gewinnspannen 
vorliegen, zu einem raschen Eingreifen veranlaßt 
sehen? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Selbstverständ-
lich wird die Bundesregierung eingreifen, wenn wir 
entsprechende Tatbestände feststellen. 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Schmidhuber. 

Schmidhuber (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
trifft es zu, daß die Handelsspanne für Arzneimittel 
gesetzlich festgelegt ist? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Ja, soweit es 
Apotheken anbelangt und soweit es sich um preis-
gebundene Produkte handelt. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zweite Zu-
sa tzfrage. 

Schmidhuber (CDU/CSU) : Ist die sogenannte 
Arzneimitteltaxe aus Anlaß der Einführung der 
Mehrwertsteuer erhöht worden? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Das ist mir 
nicht bekannt, Herr Kollege Schmidhuber. Aber ich 
glaube, das sind Fragen, die mehr den Arzneimittel-
handel als die Fabrikation berühren, und danach 
fragte Herr Dr. Müller. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Die Fragen 
des Herrn Abgeordneten Geldner Nrn. 20 und 21 
werden übernommen? 

(Dr. Imle: Ja!) 

— Ich rufe die Fragen hiermit auf: 

Teilt die Bundesregierung die Sorge, daß die Pfundabwertung 
und die gleichzeitige Einführung der Mehrwertsteuer auf der 
anderen Seite für das deutsche Fremdenverkehrsgewerbe inso-
fern Schwierigkeiten bereiten kann, als dadurch z. B. Däne-
mark und Spanien zu Lasten der deutschen Erholungsgebiete 
als Reiseländer einen neuen Auftrieb erhalten? 

Wie beurteilt die Bundesregierung für ihre eigenen Erwä-
gungen über den Fremdenverkehr auch als Devisenbringer die 
Vorschläge des italienischen Fremdenverkehrsministeriums, das 
touristische Dienstleistungsgewerbe fiskalisch mit der Export-
wirtschaft gleichzustellen? 

Bitte sehr! 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Herr Kollege 
Imle, die Bundesregierung teilt die Sorge. Doch ist 
zunächst völlig offen, inwieweit dänische und spa-
nische Erholungsgebiete mit deutschen Erholungs-
gebieten konkurrieren oder inwieweit sie mit ande-
ren skandinavischen und mediterranen Erholungs-
gebieten konkurrieren. Es kommt hinzu, daß die 
Lebenshaltungskosten und damit der Preisindex, 
dem sich auch der Tourist im wesentlichen gegen-
übersieht, in der Bundesrepublik Deutschland im 
Jahre 1967 so gut wie nicht, in Spanien und Däne-
mark dagegen um zirka 6 % gestiegen ist. Das ent-
spricht in etwa dem dänischen Abwertungssatz. 

Was die Folgen der Mehrwertsteuer für das Frem-
denverkehrsgewerbe anbelangt, so ist hier auch 
wiederholt berichtet worden, daß für das Hotel- und 
Gaststättengewerbe eine steuerlich bedingte Kosten-
erhöhung eingetreten ist. Sie ist maximal auf etwa 
5% zu veranschlagen, wird aber keineswegs für  

jedes Unternehmen so hoch sein. Mir ist ein Fall 
bekannt, wo ein Hotelbetrieb trotz einer Mehrbe-
lastung von 3 % im Restaurationswesen und von 
4 1/2 % bei der Übernachtung keine Preiserhöhungen 
vorgenommen hat. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Kubitza. 

Kubitza (FDP) : Herr Staatssekretär, ist Ihnen be-
kannt, daß bereits im vergangenen Jahre eine 
Stagnation im deutschen Fremdenverkehrsgewerbe 
feshustellen war, und meinen nicht, daß das 
Fremdenverkehrsgewerbe durch diese Maßnahmen 
weitere Einbußen hinzunehmen hätte? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Herr Kollege, ich 
sagte zu Eingang, daß die Bundesregierung die 
Sorge teilt, weil ja nicht allein die Sorgen auf 
Grund der Mehrwertsteuer und auf Grund der däni-
schen und spanischen Abwertung auf das deutsche 
Fremdenverkehrsgewerbe zugekommen sind, son-
dern auch die Probleme der Rezession mit entspre-
chendem Einkommensausfall bei den Reisenden und 
schließlich die Sparmaßnahmen der amerikanischen 
Regierung, die  ja bereits in der Fragestunde in der 
letzten Woche behandelt worden sind. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Müller (Berlin). 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
inwieweit wird sich — nach Ihrer Schätzung -- die 
Pfundabwertung und die gleichzeitige Einführung 
der Mehrwertsteuer auch auf Berlin — nicht als Er-
holungsgebiet, aber als Reiseland — ungünstig aus-
wirken? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Herr Kollege 
Müller, die Überlegungen des Bundeswirtschaftsmi-
nisteriums und — so nehme ich an — auch des Ber-
liner Senats werden sich da in 'erster Linie auf die 
Einsparung im Dollarraum und weniger auf die Ein-
sparung im Pfundgebiet richten. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zweite Zu-
satzfrage, Herr Abgeordneter Müller. 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Wird die Bundes-
regierung im Einvernehmen mit dem Senat nach 
dieser von Ihnen jetzt angekündigten Überprüfung 
entsprechende Maßnahmen treffen, damit das Berli-
ner Verkehrs- bzw. Hotelgewerbe nicht so großen 
Schaden leidet? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Herr Kollege 
Müller, eines der Dinge, die in der Diskussion stehen 
und anläßlich der Haushaltsberatungen 1968 ent-
schieden werden müssen, ist der Zuschuß zu den 
Flugpreisen nach Berlin. Das wäre eine Maßnahme, 
an die man denken könnte. 



7704 	Deutscher Bundestag -- 5. Wahlperiode — 149. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 23. Januar 1968 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zur Beant-
wortung der zweiten Frage, Frage 21, bitte sehr 
Herr Staatssekretär. 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Die Waren-
exporte werden von der eigenen Umsatzsteuer ent-
lastet, weil sie ja im Empfängerland, in das gelie-
fert wird, mit Umsatzsteuer belastet werden. Um 
eine Doppelbesteuerung zu vermeiden, sind also 
Warenexporte steuerfrei. Das trifft bei Dienstleistun-
gen nicht zu. Insofern beabsichtigt die deutsche  Bun-
desregierung ein möglicherweise adäquates Verfah-
ren zu den italienischen Vorschlägen nicht zu erwä-
gen. 

Außerdem ist völlig offen, ob die Überlegungen 
des italienischen Fremdenverkehrsministeriums im 
Zusammenhang mit dem Übergang zur Mehrwert-
steuer Beschluß der italienischen Regierung und des 
italienischen Parlaments werden und ob sie nach 
dem Jahre 1970 innerhalb der EWG überhaupt noch 
zulässig sein werden. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage. 

Dr. Imle (FDP) : Herr Staatssekretär, sind Sie 
nicht mit mir der Meinung, daß, wenn man dem Frem-
denverkehrsgewerbe insbesondere für die Über-
nachtung von Ausländern bei uns auch hinsichtlich 
der Besteuerung entgegenkäme, die Touristik bei 
uns einen Auftrieb erhalten würde? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Selbstverständ-
lich würde das eine Auswirkung auf die Touristik 
haben. Ich glaube nicht — ich möchte aber dem Herrn 
Bundesfinanzminister in diesen Fragen nicht vorgrei-
fen —, daß die Bundesregierung sich zu einer der-
artigen Initiative befürwortend verhalten könnte. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Kubitza. 

Kubitza (FDP) : Herr Staatssekretär, sehen Sie 
in dem Durchkommen der italienischen Vorschläge 
Nachteile für unser Fremdenverkehrsgewerbe? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Nur insoweit, 
als italienische Erholungsgebiete mit deutschen Er-
holungsgebieten konkurrieren würden; das ist im-
mer sehr schwer festzustellen, Herr Kollege. Das 
Hauptproblem ist aber, daß wir das Mehrwertsteuer

-

system durch Beschluß dieses Hauses und auf Initia-
tive dieses Hauses eingeführt haben, um der vielen 
Ausnahmebestimmungen des alten Bruttoumsatz-
steuersystems ledig zu werden. Das war einer der 
Gründe. Ich kann mir nicht vorstellen, daß gleich im 
ersten oder zweiten Jahr des neuen Systems mit 
Ausnahmen begonnen werden sollte. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Fragen 22 
und 23 des Herrn Abgeordneten Dr. Pohle — sie  

werden von Herrn Abgeordneten Schmidhuber über-
nommen —: 

Hat die Bundesregierung inzwischen ein klares Bild darüber 
gewonnen, in welchem Umfange die Einführung der Mehrwert-
steuer von Betrieben der verschiedenen Branchen, vor allem 
auch des Einzelhandels und des Dienstleistungsgewerbes ein-
schließlich der öffentlichen Verkehrsbetriebe, zu Preistreibereien 
mißbraucht wird? 

Welche Möglichkeiten der Abhilfe von ungerechtfertigten 
Preiserhöhungen sieht die Bundesregierung im Rahmen der 
Sozialen Marktwirtschaft für gegeben an, wenn sich die bis-
herigen Appelle an die Preisdisziplin bei den beteiligten Bran-
chen oder einem Teil dieser Branchen als unwirksam erweisen 
sollten? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Eine abschlie-
ßende Beurteilung der Preiswirkungen der Umsatz-
steuerreform, Herr Kollege Schmidhuber, ist noch 
nicht möglich. Das überkommene Preisbild ist durch 
die Einführung der Mehrwertsteuer in Bewegung 
geraten und mußte durch sie in Bewegung geraten. 
Dieser Umschichtungsprozeß ist noch nicht abge-
schlossen, weil es zum Teil auch ein Lern- und Er-
fahrungsprozeß bei den betreffenden Kaufleuten ist. 

Soweit man die bisherige Preisentwicklung im 
neuen Jahr überblicken kann, ist das Urteil „im all-
gemeinen zufriedenstellend" zu rechtfertigen. Die 
Verbraucher können einen großen Teil der Lebens-
mittel und einen großen Teil der gewerblichen Kon-
sumgüter so günstig kaufen wie seit langem nicht 
mehr. Es ist ein Bereich, der etwa 70 % der Ausga-
ben einer Arbeitnehmerfamilie mit durchschnittli-
chem Einkommen ausmacht. 

Wir wissen aber, daß in einigen Teilbereichen die 
Preisentwicklung nicht befriedigt. Das gilt für einige 
handwerkliche Dienstleistungen, und das gilt für das 
Hotel- und Gaststättengewerbe. Dort sind die Preise 
zum Teil stärker erhöht worden, als es der umsatz-
steuerlichen Mehrbelastung entspricht. Auch öffent-
liche Verkehrsbetriebe, Gas- und Wasserversor-
gungsunternehmen haben zum Teil ihre Preise über 
das umsatzsteuerlich bedingte Maß erhöht. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Ott. 

Ott (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind Sie mit 
mir der Meinung, daß vor allem das Gebühren- und 

Preisgebaren der öffentlichen Hand, besonders auf 
dem Verkehrssektor, eine ganz schlechte Einführung 
in die Mehrwertsteuer gewesen ist? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Insoweit die 
Gebührenerhöhungen nur mit der Einführung der 
Mehrwertsteuer begründet worden sind, stimme ich 
Ihnen zu. Selbstverständlich hat es auch andere 
Kostenerhöhungen in dieser oder jener Gemeinde 
gegeben. Wären diese mitangeführt worden, wäre 
gegen eine derartige Preiserhöhung, soweit sie als 
Nachholbedarf — wenn ich es einmal so sagen darf 
— notwendig war, wohl nichts einzuwenden ge-
wesen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage des Abgeordneten Unertl. 
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Unertl (CDU/CSU) Herr Staatssekretär, ich be-
ziehe mich auf Ihre Äußerungen über die unerfreu-
lichen Entwicklungen der Preise auch im Gaststätten-
gewerbe und darf Sie fragen: Sind Sie nicht der 
Meinung, daß es besser gewesen wäre, wenn der 
Deutsche Bundestag seinerzeit den Antrag, der 
mehrmals gestellt wurde, bei der 5 %igen Mehr-
wertsteuer für das Gaststättengewerbe zu bleiben, 
angenommen und nicht abgelehnt hätte? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Herr Kollege 
Unertl, ich glaube, daß sich die Bundesregierung, 
und insbesondere der Bundesfinanzminister, nach 
einigen Monaten Geltung des neuen Mehrwert-
steuersystems den ganzen Komplex von neuem 
überlegen und ihn von neuem prüfen werden. Im 
Augenblick ist noch zuviel im Fluß, um ein derart 
hartes Urteil zu rechtfertigen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage des Abgeordneten Schmidhuber. 

Schmidhuber (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
sind Sie der Meinung, daß die Preise im Gaststätten-
gewerbe zurückgehen würden, wenn die Mehrwert-
steuer nach Ablauf einiger Monate auf den er-
mäßigten Satz von 5 % für diese Leistungen gesenkt 
würde? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Das kann man 
im vorhinein niemals sagen. Es hängt von der all-
gemeinen Wirtschaftslage und es hängt natürlich 
von der Höhe der Ermäßigung ab. Ich kann mir aber 
nicht vorstellen, daß ein Maximum einer denkbaren 
und damals geforderten Reduzierung von 5 % ohne 
Auswirkungen auf die Preise bleiben würde. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage des Abgeordneten Schmidt (Kempten). 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Staatssekretär, 
darf ich aus Ihren Antworten entnehmen, daß sich 
die Bundesregierung in ihren Erkenntnissen in die-
ser Frage inzwischen den Überlegungen zuneigt, 
die die FDP damals angestellt hat? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Das dürfen Sie 
daraus keineswegs schließen. Das habe ich auch 
gar nicht gesagt. Ich habe nur gesagt, daß nach eini-
gen Monaten Geltung des neuen Steuersystems 
selbstverständlich geprüft werden wird, wie es sich 
ausgewirkt hat, und daß dann möglicherweise Kon-
sequenzen gezogen werden. Das ist eine ganz 
selbstverständliche Verfahrensweise. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Dann die 
zweite Frage des Abgeordneten Dr. Pohle, über-
nommen von Herrn Abgeordneten Schmidthuber. 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Überhöhte 
Preise werden sich im allgemeinen nur kurze Zeit 
halten können. Das gilt besonders dann, wenn sich 
die Käufer so preisbewußt verhalten wie in den 
letzten Wochen und Monaten. Die Bundesregierung 
wird versuchen, dazu beizutragen, dieses Preisbe-
wußtsein der Verbraucher durch gezielte Unter-
richtung wachzuhalten. Sie überläßt diese Stabilisie-
rungsaufgabe aber nicht dem Verbraucher allein. 
Die Kartellbehörden werden gegen organisierte 
Preisüberhöhungen sowie gegen die Ausnutzung 
von Marktmacht einschreiten. Entsprechende Schritte 
sind eingeleitet. Die Preisbehörden werden darauf 
achten, daß die Verbraucher ein klares Preisbild — 
also  Preisauszeichnung einschließlich der Mehrwert-
steuer — erhalten. Soweit es sich als notwendig 
erweist, wird die Bundesregierung auch weiterhin 
Unternehmer über die Wirkungsweise der Mehr-
wertsteuer unterrichten. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine Zu-
satzfragen. 

Wir kommen zur Frage 24 des Abgeordneten Dr. 
Staratzke: 

Ist es die Auffassung der Bundesregierung, daß trotz der 
staatlichen Investitionsprogramme die private Investitionstätig-
keit noch nicht so angeregt worden ist, daß bereits von einem 
Konjunkturaufschwung auf breiter Basis gesprochen werden 
kann? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Herr Kollege 
Staratzke, ich darf Ihre Frage wie folgt beantwor-
ten. 

Wir können in der Tat von einem Konjunktur-
aufschwung auf breiter Basis sprechen, können 
aber noch nicht von einem Konjunkturaufschwung 
auf sicherer Basis sprechen. Verschiedene Indika-
toren zeigen uns ein erfreuliches Erstarken der pri-
vaten Investitionsneigung. Insbesondere die Auf-
tragseingänge von Oktober und November bei der 
deutschen Investitionsgüterindustrie lassen diesen 
Schluß zu. Allerdings ist diese Massierung der Auf-
tragsvergaben durch einige Sonderfaktoren ver-
anlaßt worden, nämlich das Auslaufen der steuer-
lichen Begünstigung von Anlageinvestitionen und 
die befürchtete Verteuerung von Neuinvestitionen 
beim Übergang zur Mehrwertsteuer. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage. 

Dr. Staratzke (FDP) : Herr Staatssekretär, Sie 
sind also der Meinung, daß die Konjunktur auf brei-
ter Basis, aber noch nicht auf sicherer Basis ange-
setzt hat. Meinen Sie nicht auch, daß man diese 
sichere Basis besser finden würde, wenn man end-
lich einmal die Privatinvestitionen direkt anreizte? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Herr Kollege 
Staratzke, einige dieser Anreize sind natürlich mit 
den Investitionsprämien, die im Kohlegesundungs-, 
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Parlamentarischer Staatssekretär Dr. Arndt 
Besetz für die Steinkohlenreviere für einen begrenz-
ten Zeitraum vorgesehen sind, gegeben. Im übri-
gen hat das Bundeskabinett über den Jahreswirt-
schaftsbericht der Bundesregierung noch nicht ent-
schieden. Das wird morgen der Fall sein. Er wird 
noch in diesem Monat, wie es die Pflicht der Regie-
rung ist, dem Parlament zugeleitet werden. Dann 
wird zu dieser Frage eindeutig Stellung genommen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine zweite 
Zusatzfrage. 

Dr. Staratzke (FDP): Herr Staatssekretär, sind 
Sie nicht mit mir der Meinung, daß diese sichere 
Basis und der Anreiz zu privaten Investitionen am 
besten dadurch geschaffen werden könnten, daß man 
die im Rahmen der Mehrwertsteuer entstandene 
Investitionssteuer senkt? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Das ist eine der 
Hypothesen, die sicherlich in der Beratung verfolgt 
worden sind, Herr Kollege Staratzke. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Moersch. 

Moersch (FDP) : Herr Staatssekretär, ist es nicht 
vielleicht so, daß diese sichere Basis auch deswegen 
fehlt, weil man sich nicht klar für den Vorrang der 
privaten Investitionstätigkeit entschieden, sondern 
versucht hat, über staatliche Investitionen dann in 

 zweiter Linie die privaten anzuregen, anstatt umge-
kehrt vorzugehen? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Nein, Herr 
Kollege Moersch, diese Deutung bitte ich meinen 
Worten von vorhin nicht zu geben. Ich meine, daß 
der gegenwärtige Aufschwung — wenn wir den Auf-
tragseingang der Investitionsgüterindustrie und der 
Konsumgüterindustrie sehen — natürlich durch die 
staatlichen Maßnahmen des Jahres 1967 gestützt, 
wenn nicht gar herbeigeführt wurde. Ich verweise 
dabei vor allem auf die stärkere Entlastung der Alt-
vorräte, die Investitionshaushalte und die Sonder-
abschreibungen, die im Oktober 1967 ausliefen. Es 
wird noch einige Zeit dauern, bevor wir sagen kön-
nen, daß dieser Aufschwung auf einer breiten und 
sicheren Basis beruht, nämlich auf den Entschlüssen 
der privaten Konsumenten und der privaten Investo-
ren. 

Präsident D.  Dr. Gerstenmaier: Eine zweite 
Zusatzfrage dies Herrn Abgeordneten Moersch. 

Moersch (FDP) : Herr Staatssekretär, können Sie 
mir darin zustimmen, daß les offensichtlich ein schwe-
rer Fehler war und sich jetzt als ein solcher heraus-
stellt, nicht die strukturelle Bereinigung des Haus-
halts an die erste Stelle zu setzen, um auf diese 
Weise zu der gewünschten privaten Investitions-
tätigkeit und damit zu der sicheren Basis des Kon-
junkturaufschwungs zu kommen? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Es hat in den 
letzten zwei Jahren mehrere strukturelle Bereini-
gungen des Bundeshaushalts gegeben, Herr Kollege 
Moersch. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Ott. 

Ott (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind Sie mit 
mir der Meinung, daß jedes Neu- ins-Gespräch-Brin-
gen einer Beseitigung der Ergänzungsabgabe, der 
Neueinführung von Sonderabschreibungen oder son-
stiger Dinge die im Augenblick notwendige Investi-
tionsbereitschaft und Investitionsfreude hemmen 
wird und damit genau das Gegenteil von dem er-
reicht wird, was wir brauchen, nämlich Ruhe in der 
investierenden Wirtschaft? 

(Zustimmung in der Mitte.) 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Nur insoweit, 
als bei derartigen Diskussionen nicht von vornherein 
sicher ist, daß die vorgesehenen Maßnahmen auch 
rückwirkend in Kraft gesetzt werden müssen. Diese 
Vorschläge sind durch das Gutachten des Sachver-
ständigenrats ins Gespräch gebracht worden, und sie 
wären sicherlich auch ins Gespräch gebracht worden, 
wenn es dieses Gutachten nicht gegeben hätte, da 
wir ja in der Bundesrepublik Deutschland frei unsere 
Meinung äußern können. 

_Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Fine Zusatz-
frage. 

Ott (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind Sie  mit 
mir der Meinung, daß diese Diskussion dann kon-
junkturhemmend und -schädigend wirkt, wenn sich 
daran offizielle Persönlichkeiten beteiligen, und daß 
das Gutachten des Wissenschaftsrats im Sommer ver-
gangenen Jahres außerordentlich unglaubwürdig ge-
wesen ist dadurch, daß es wenige Monate später 
genau das  wenige  Monate vorher Verkündete in 
Zweifel gezogen hat? 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Einen Augen-
blick! Herr Staatssekretär, Sie brauchen auf diese 
Frage nicht zu antworten, weil sie eine von der Ge-
schäftsordnung ausgeschlossene Wertung enthält. 
Ich bedaure, darauf aufmerksam machen zu müssen. 
Wenn Sie antworten wollen, so ist Ihnen das unbe-
nommen. 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Die Bundesre-
gierung war in ihrer Konjunkturpolitik, die hier vom 
Hohen Haus akzeptiert worden ist, dem zweiten Gut-
achten des Sachverständigenrats vom Frühjahr 1966 
bei weitem voraus. Insofern war dieser Zeitverzug 
der Korrektur nicht schädlich. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Schmidhuber. 
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Schmidhuber (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
stimmen Sie der Feststellung zu, daß eine nach-
haltige Belebung der privaten Investitionen erstens 
von der Auslastung der Kapazität und zweitens von 
der Einschätzung der Unternehmer bezüglich der 
künftigen Nachfrage abhängt? 

Dr. Arndt, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft: Selbstver-
ständlich stimme ich dem zu.  

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, die Fragen aus dem Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten sind von allen Fragestellern merkwür-
digerweise zurückgezogen worden. 

(Widerspruch bei der FDP.) 

— Doch, nach meiner Vorlage sind alle angemelde-
ten Fragen zurückgezogen worden, das ist ja keine 
Schande. 

(Abg. Peters [Poppenbüll] : Uns ist gesagt 
worden, daß sie in dieser Woche nicht 

beantwortet werden können!) 

— Dann liegt vielleicht ein Mißverständnis vor. 
Nach meiner Vorlage sind die Fragen von den Frage-
stellern zurückgezogen worden. Ich bin aber gern 
bereit, festzustellen — — Wollen Sie jetzt fragen? 
Der Herr Vertreter des Bundesernährungsministeri-
ums ist nicht da; in diesem Fall ist der Herr Bundes-
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
von jedem Vorwurf freigestellt; denn auch in mei-
ner Vorlage heißt es: Von den Fragestellern zu-
rückgezogen. Aber ich werde Ihnen zu Ihrem Frage-
recht dennoch verhelfen; ich bin gerne dazu bereit. 

Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Arbeit und Sozialordnung. Frage Nr. 
34 — des Herrn Abgeordneten Picard —: 

Wie steht die Bundesregierung zu der von verschiedenen 
Seiten, besonders von Verbrauchern, immer wieder erhobenen 
Forderung, wenigstens an einigen Tagen in der Woche den 
Abendeinkauf zu ermöglichen? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Der von Ihnen, Herr Kollege Picard, zitier-
ten Forderung, wenigstens an einigen Tagen der 
Woche einen Abendeinkauf zu ermöglichen, könnte 
nur durch eine Änderung des Ladenschlußgesetzes 
entsprochen werden. Dieses Gesetz wurde — das 
werden Sie wie ich in Erinnerung haben — seiner-
zeit auf Grund einer Initiative aus dem Deutschen 
Bundestag beschlossen. Es stellt einen damals in 
mühsamer Arbeit erreichten Kompromiß dar zwi-
schen den unterschiedlichen Interessen des Einzel-
handels, der dort beschäftigten Arbeitnehmer und 
der Verbraucher. Die Stellungnahmen dieser Grup-
pen sind nach meinen Informationen in ihrem grund-
legenden Gehalt seither unverändert. So haben 
einerseits die Gewerkschaft Handel, Banken und 
Versicherungen, die Deutsche Angestelltengewerk-
schaft und die Hauptgemeinschaft des Deutschen 
Einzelhandels bis jetzt keine Einwendungen er-
hoben, während andererseits die Verbraucherver-
bände und bestimmte Kreise der Wirtschaft die Auf

-

hebung oder zumindest eine Auflockerung des La-
denschlußgesetzes erstreben. Dabei wird auch auf 
die in anderen EWG-Ländern bestehenden Rege-
lungen Bezug genommen. 

Im Hinblick darauf, daß offenbar die Einstellung 
der Hauptbeteiligten zum Problem des Ladenschlus-
ses noch dieselbe ist, die seinerzeit im Deutschen 
Bundestag zu dem Kompromiß des geltenden Ge-
setzes geführt hat, schlägt die Bundesregierung zur 
Zeit von sich aus eine Änderung des Ladenschluß-
gesetzes nicht vor. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage! 

Picard (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, sind 
Sie mit mir der Auffassung, daß das Ladenschluß-
gesetz — weil Sie eben von Hauptbeteiligten spra-
chen — im wesentlichen doch den Verbraucher be-
trifft und, wenn wir von der Zahl der Betroffenen 
ausgehen, nur zu einem Bruchteil der Zahl der Ver-
braucher die durch eine Gewerkschaft vertretenen 
Angestellten? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Ich glaube, Herr Kollege, man muß davon 
ausgehen, daß in der Tat die Verbraucher die 
Hauptinteressierten sind. Aber man kann wohl 
nicht über die berechtigten Bedenken der Betroffe-
nen einfach hinweggehen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Weitere Zu-
satzfrage. 

Picard (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, ist 
Ihnen bekannt, daß die Frage eines Abendeinkaufs 
an ein oder zwei Tagen bis 21 Uhr Gegenstand von 
Befragungen sowohl unter Verbrauchern wie unter 
Angestellten, also dem Personal, wie unter Unter-
nehmern war und als Antwort auf solche Befragun-
gen festgestellt werden konnte, daß die Verbraucher 
mit erheblicher Mehrheit, soweit sie berufstätig wa-
ren, einem Abendeinkauf zustimmen, ihn sogar for-
dern, daß aber auch das Personal zu einer Dienstzeit 
bis in die Abendstunden hinein bereit ist, wenn auf 
geeignete Weise, z. B. durch ein verlängertes Wo-
chenende bis einschließlich Montag, ein Äquivalent 
geschaffen wird. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich bin groß-
zügig, aber das war ein ausgewachsener Diskus-
sionsbeitrag. Mir ist er sympathisch. Das ändert aber 
nichts daran, daß die Geschäftsordnung das nicht 
zuläßt. 

Picard (CDU/CSU) : Herr Präsident, ich bitte um 
Entschuldigung, aber das liegt in der Thematik. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das ist sehr 
gut, daß Sie sich entschuldigen, denn es ist ein Ver-
stoß gegen die Geschäftsordnung. 

Aber jetzt zur Beantwortung! 
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Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Kollege Picard, mir sind solche Un-
tersuchungen bekannt, insbesondere die Erklärung 
des Vorstandes eines Filialbetriebs, der auch die 
Beschäftigten des Unternehmens angesprochen hat. 
Allerdings glaube ich nicht, daß diese Untersuchun-
gen repräsentativ sind. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine Zu-
satzfrage? 

Picard (CDU/CSU) : Nein, nicht mehr!  

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das ist ein 
Akt der „Wiedergutmachung". 

Ich rufe auf die Frage Nr. 35 des Herrn Abge-
ordneten Riegel (Göppingen). — Er ist nicht im Saal. 
Die Frage wird schriftlich beantwortet. 

Ich rufe auf die Frage Nr. 36 des Herrn Abgeord-
neten Geldner: 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß Cash -.  und Carry

-

Läden Verkaufsstellen im Sinne des Ladenschlußgesetzes sind? 

Die Frage wird von Herrn Abgeordneten Kubitza 
übernommen. 

Zur Beantwortung, Herr Minister, bitte sehr! 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Verkaufsstellen im Sinne des Laden-
schlußgesetzes sind Ladengeschäfte und sonstige 
Verkaufseinrichtungen, die von einer festen Stelle 
aus ständig Waren an jedermann feilhalten. Ob die 
sogenannten Cash- and Carry- Läden, das heißt Selbst-
bedienungsläden auf der Großhandelsebene, zu die-
ser Kategorie gehören, hängt also davon ab, ob sie 
Waren an jedermann — in der Regel also auch an 
den Endverbraucher — verkaufen. Tun sie das, dann 
finden auf sie die Vorschriften des Ladenschluß-
gesetzes Anwendung. Beschränken solche Läden da-
gegen ihre Geschäftstätigkeit auf den Verkauf von 
Waren an Wiederverkäufer, dann fallen sie nicht 
unter das Ladenschlußgesetz. Ob Cash- and Carry-
Läden Verkaufsstellen im Sinne des Ladenschluß-
gesetzes sind, kann also nur für den Einzelfall je 
nach Art ihrer Geschäftstätigkeit festgestellt wer-
den. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage. 

Kubitza (FDP) : Herr Minister, können Sie die 
Information bestätigen, wonach in Cash- and Carry

-

Läden auch nach Ladenschluß noch ein Verkauf an 
Endverbraucher stattfindet? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Nein, das kann ich von mir aus nicht bestä-
tigen. Ich bin auch nicht dazu da, das zu überprüfen. 
Das ist Aufgabe der Landesbehörden. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe auf 
die Frage Nr. 37 des Herrn Abgeordneten Schmidt 
(Kempten) : 

Kann die Bundesregierung eine Erklärung für die vom Chef-
präsidenten des Bundesarbeitsgerichtes, Professor Gerhard Mül-
ler, vor wenigen Tagen geäußerte Meinung abgeben, daß durch 
die im Zusammenhang mit der Verabschiedung des Finanzände-
rungsgesetzes zum 1. Januar 1968 beschlossene Aufhebung der 
Versicherungspflichtgrenze in der Angestelltenversicherung be-
reits 1967 eine Prozeßwelle zu befürchten sei? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: In der von Ihnen, Herr Kollege Schmidt, 
angeführten Äußerung ,auf einer Pressekonferenz 
hat der Herr Präsident des Bundesarbeitsgerichts 
seiner Befürchtung Ausdruck gegeben, daß durch 
den Wegfall der Versicherungspflichtgrenze in der 
Angestelltenversicherung mit einer Fülle neuer Kla-
gen und Revisionen zu rechnen sei. Er bezog sich 
dabei auf solche Rechtsstreitigkeiten, die im Zu-
sammenhang mit Vereinbarungen auf dem Gebiete 
der betrieblichen Altersversorgung entstehen könn-
ten. Ob in diesem Bereich eine große Zahl von 
Prozessen zu befürchten ist, vermag die Bundes-
regierung bei der hier besonders unterschiedlichen 
Vertragsgestaltung nicht vorauszusagen, zumal da 
sie bislang jedenfalls keine Anzeichen sieht, die 
eine heraufkommende Prozeßwelle erkennen ließen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage. 

Schmidt (Kempten) (FDP): Herr Minister, sind 
Sie bereit, mir oder dem Hohen Hause die aus-
führlichen Darlegungen des Herrn Chefpräsidenten 
mitzuteilen, um .  die genauen Gründe für seine Be-
hauptung zu erfahren? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Ja, Herr Kollege Schmidt, dazu bin ich 
selbstverständlich gerne bereit. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine Zu-
satzfrage. Die Fragestunde ist geschlossen. 

Punkt 2 der Tagesordnung: 

Beratung ,der Sammelübersicht 26 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
von Ausschüssen des Deutschen Bundestages 
zu Petitionen und systematische Übersicht 
über die beim .Deutschen Bundestag in der 
Zeit vom 18. Oktober 1965 bis 31. Dezember 
1967 eingegangenen Petitionen 
— Drucksache V/2468 — 

Ich frage die Vorsitzende 'des Petitionsausschus-
ses, ob sie das Wort wünscht. — Das Wort wird 
nicht gewünscht. 

Ich eröffne die Aussprache. Wird das Wort ge-
wünscht? — Das ist nicht der Fall. Wer dem Antrag 
des Ausschusses zustimmen will, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Der Antrag des Ausschusses ist angenommen. 

Der Punkt 3 ist im Einvernehmen mit dem Haus 
abgesetzt. 
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Punkt 4: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Frau Dr. Diemer-Nicolaus, Busse (Herford), 
Dorn und der Fraktion der FDP eingebrachten 
Entwurfs eines Strafgesetzbuches (Allgemei-
ner Teil) 
— Drucksache V/2285 — 

Ich frage, ob zur Begründung bzw. Einbringung 
dieser Vorlage das Wort gewünscht wird. — Das 
Wort wird nicht gewünscht. 

Ich eröffne die Aussprache in erster Lesung. Wird 
das Wort gewünscht? — Keine Wortmeldung. Die 
Aussprache ist geschlossen. 

Die Vorlage soll an den Sonderausschuß für die 
Strafrechtsreform überwiesen werden. — Kein Wi-
derspruch. Das Haus ist einverstanden. Die Über-
weisung ist dementsprechend beschlossen. 

Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Durchführungsge-
setzes EWG-Richtlinie Frisches Fleisch und des 
Fleischbeschaugesetzes 
— Drucksache V/1795 — 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Ge-
sundheitswesen (11. Ausschuß) 
— Drucksache V/2477 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Bardens 
(Erste Beratung 116. Sitzung) 

Ich eröffne die zweite Beratung. Ich rufe auf 
Art. 1, 2, 3, 4, 5, Einleitung und Überschrift. Wird 
das Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
In  zweiter Beratung einstimmig beschlossen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Wird das 
Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Wer dieser Vorlage in der dritten Beratung zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — 
Gegenprobe! — Keine Gegenstimmen. Enthaltun-
gen? — Auch in dritter Beratung einstimmig ange-
nommen. 

Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Zweiten Geset-
zes zur Änderung des Biersteuergesetzes 
— Drucksache V/2413 -- 

Ich frage, ob das Wort zur Einbringung gewünscht 
wird. — Das Wort wird nicht gewünscht. 

Ich eröffne die Aussprache in erster Lesung. Wird 
das Wort gewünscht? — Keine Wortmeldung. Die 
Aussprache ist geschlossen. 

Der Gesetzentwurf soll an den Finanzausschuß 
überwiesen werden. Ist das Haus damit einverstan-
den? — Kein Widerspruch; ¡es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Entwicklungshilfe

-

Steuergesetzes 
— Drucksache V/2197 — - 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (13. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache V/2491 —
Berichterstatter: Abgeordneter Gewandt 

b) Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 
— Drucksache V/2483 —

Berichterstatterin: Abgeordnete Frau 
Funcke 

(Erste Beratung 133. Sitzung) 

Dazu liegt zunächst der Bericht des Haushaltsaus-
schusses vor. Ich frage den Berichterstatter, Herrn 
Abgeordneten Gewandt, ob er das Wort wünscht. --
Der Berichterstatter verzichtet. 

Ich frage die Berichterstatterin zu der Drucksache 
V/2483, Frau Funcke, ob sie das Wort wünscht. — 
Sie verzichtet. 

Ich rufe in zweiter Beratung auf Art. 1, 2, 3, 4, Ein-
leitung und Überschrift. Wird das Wort gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. 

Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
In  zweiter Beratung einstimmig angenommen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Wird das 
Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Wer in dritter Beratung zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Auch in dritter Beratung einstim-
mig angenommen. 

Ich rufe Punkt 8 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Schriftlichen Berichts des Finanz-
ausschusses (14. Ausschuß) über den Bericht 
der Bundesregierung über die Änderungen 
der Steuerbelastung, die die Einbeziehung der 
speziellen Verbrauchsteuern in die Besteue-
rungsgrundlage der Mehrwertsteuer bei ver-
brauchsteuerpflichtigen Waren zur Folge hat 
— Drucksache V/2250, V/2484 —
Berichterstatterin: Abgeordnete Frau Kurl-
baum-Beyer 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier 
Ich frage zunächst die Berichterstatterin, ob sie das 

Wort wünscht. — Sie verzichtet. 

Ich eröffne die Aussprache zu diesem Bericht. — 
Keine Wortmeldungen. 

Wer dem Antrag des Ausschusses zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ebenfalls einstim-
mig angenommen. 

Ich rufe Punkt 9 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Mündlichen Berichts des Haus-
haltsausschusses (13. Ausschuß) über die von 
der Bundesregierung vorgelegte Finanzpla-
nung des Bundes 1967 bis 1971 
— Drucksachen V/2065, V/2084, V/2478 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Schoettle 

Ich frage den Berichterstatter, ob er das Wort zu 
nehmen wünscht. — Der Herr Berichterstatter ver-
zichtet. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Wird das 
Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Wer diesem Antrag des Ausschusses zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. --
Gegenprobe! — Enthaltungen? -- Einstimmig an-
genommen.  

Ich rufe Punkt 10 der Tagesordnung auf: 

Beratung der von der Bundesregierung be-
schlossenen Verordnung zur Einschränkung 
der Begünstigung des § 27 des Zollgesetzes für 
den Luftfahrzeugbau 
— Drucksache V/2474 — 

Ich frage, ob dazu das Wort gewünscht wird. — 
Das ist nicht der Fall. Wer dem Vorschlag des Alte-
stenrates, die Vorlage an den Finanzausschuß — 
federführend — und an den Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen zu überweisen, zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Keine Gegenstimmen. Die Überwei-
sung ist entsprechend erfolgt. 

Wir kommen zu Punkt 11 des Tagesordnung: 

Beratung der Übersicht 17 des Rechtsausschus

-

ses (12. Ausschuß) über die dem Deutschen 

Bundestag zugeleiteten Streitsachen vor dem 
Bundesverfassungsgericht 
— Drucksache V/2372 (neu) — 
Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Wilhelmi 

Ich frage den Herrn Berichterstatter, ob er das 
Wort zu nehmen wünscht. — Der Herr Berichterstat-
ter verzichtet. 

Ich eröffne die Aussprache. — Keine Wortmel-
dung. Wer dem Antrag des Ausschusses zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. —
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das ist einstimmig 
angenommen. 

Punkt 12 der Tagesordnung: 

Beratung des Mündlichen Berichts des Rechts-
ausschusses (12. Ausschuß) über die Streit-
sache vor dem Bundesverfassungsgericht 
betr. Aussetzungs- .und Vorlagebeschluß des 
Landgerichts Dortmund vom 10. August 1967 
— 8 Akt E 1/67 — wegen Prüfung der Ver-
fassungsmäßigkeit des Artikels 3 Abs. 2 in 
Verbindung mit Artikel 1 des Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes zur Ergänzung des 
Gesetzes über die Mitbestimmung der Arbeit-
nehmer in den Aufsichtsräten und Vorständen 
der Unternehmen des Bergbaus und der Eisen 
und Stahl erzeugenden Industrie vom 
27. April 1967 (BGBl. I S. 505) 
— Drucksache V/2493 — 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Hirsch. 

Ich frage, ob der Herr Berichterstatter das Wort zu 
nehmen wünscht. — Der Herr Berichterstatter ver-
zichtet. 

Ich eröffne die Aussprache. Wird das Wort ge-
wünscht? — Keine Wortmeldungen. Wer dem An-
trag des Ausschusses zuzustimmen wünscht, gebe 
bitte ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Bei zwei Enthaltungen ist auch dieser 
Antrag angenommen. 

Meine Damen und Herren, die Punkte 13 und 14 
sollen vereinbarungsgemäß am Freitag verhandelt 
werden. Wir werden morgen, Mittwoch, um 14 Uhr 
eine Fragestunde haben. Wir beginnen am Freitag-
vormittag um 9 Uhr mit der Fragestunde. Es schlie-
ßen sich an die Punkte 13 und 14 der Tagesordnung. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 16.43 Uhr.) 

Berichtigung 

Es ist zu lesen: 

146. Sitzung, Seite 7531 B, Zeile 9 statt Bundes-
finanzminister: Bundesfamilienminister 
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Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordnete (r) 	beurlaubt bis einschließlich 

a) Beurlaubungen 

Dr. Achenbach * 26. 1. 
Dr. Aigner * 26. 1. 
Frau Albertz 26. 1. 
Dr. Apel * 26. 1. 
Arendt (Wattenscheid) 17. 2. 
Dr. Arndt (Berlin /Köln) 26. 1. 
Dr. Artzinger * 26. 1. 
Bading * 26. 1. 
Dr. Becher (Pullach) 31. 1. 
Behrendt * 26. 1. 
Bergmann * 26. 1. 
Blachstein 26. 1. 
Böhm 27. 1. 
Buchstaller 26. 1. 
Dr. Burgbacher * 26. 1. 
Corterier * 26. 1. 
Deringer * 26. 1. 
Dichgans * 26. 1. 
Dr. Dittrich* 26. 1. 
Dröscher * 26. 1. 
Eckerland 16. 2. 
Frau Dr. Elsner * 15. 2. 
Faller * 26. 1. 
Fellermaier * 26. 1. 
Dr. Furler * 26. 1. 
Gerlach * 26. 1. 
Haage (München) 23. 1. 
Haase (Kellinghusen) 26. 1. 
Hahn (Bielefeld) * 26. 1. 
Hamacher 3. 2. 
Hölzle 27. 1. 
Illerhaus * 26. 1. 
Jahn (Marburg) 23. 1. 
Klinker * 26. 1. 
Frau Korspeter 23. 1. 
Kriedemann.* 26. 1. 
Frau Dr. Krips 26. 1. 
Kulawig * 26. 1. 
Kunze 29. 2. 
Langebeck 31. 1. 
Lautenschlager * 26. 1. 
Lenz (Brühl) 29. 2. 
Dr. Lähr * 26. 1. 
Lücker (München) * 26. 1. 
Matthöfer 26. 1. 
Mauk * 26. 1. 
Memmel * 26. 1. 
Metzger * 26. 1. 
Dr. h. c. Dr.-Ing. e. h. Möller 16.2. 
Müller (Aachen-Land) * 26. 1. 
Pöhler 23. 1. 
Prochazka 26. 1. 
Richarts * 26. 1. 
Riedel (Frankfurt) * 26. 1. 
Dr. Rinderspacher 26. 1. 

Anlage zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete (r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Schmidt (Würgendorf) 3. 2. 
Dr. Schmidt (Wuppertal) 26. 1. 
Springorum * 26. 1. 
Dr. Starke (Franken) * 26. 1. 
Dr. Süsterhenn 26. 1. 
Weimer 23. 1. 
Frau Dr. Wolf 23. 1. 
Baron von Wrangel 23. 1. 

b) Urlaubsanträge 

Dr. Frey 15. 2. 
Rasner 16. 2. 

Anlage 2 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Gumbel vom 19. Januar 1968 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Kubitza (Drucksache V/2464 Frage 35) : 

Wann können die Verbände des Sports mit einem Bescheid 
über die Sportförderungsmittel des Bundes für 1968 rechnen? 

Die endgültige Zuweisung der Sportförderungs-
mittel des Bundes an die Verbände des Sports kann 
erst nach Inkrafttreten des Haushaltsgesetzes 1968 
erfolgen, da erst dann die Höhe der zur Verfügung 
stehenden Mittel endgültig feststeht. Der Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des Haushaltsgesetzes hängt von 
dem Fortgang der Beratungen über den Etat 1968 
im Deutschen Bundestag ab. 

Die Sportverbände werden jedoch schon vorher 
- allerdings rechtlich unverbindlich - von mei-
nem Hause unterrichtet, mit welchen Beträgen sie 
im Jahre 1968 etwa rechnen können. Diese unver-
bindliche Unterrichtung kann erst dann erfolgen, 
wenn nach Beratungen des Einzelplans meines 
Ministeriums im Haushaltsausschuß mindestens, 
eine vorläufige Klarheit über die für 1968 zur Ver-
fügung stehenden Sportförderungsmittel geschaffen 
worden ist. 

Darüber hinaus werden den Verbänden - not-
falls telegrafisch - Abschlagszahlungen auf die 
später zu bewilligende endgültige Zuwendung schon 
zu Beginn des Jahres überwiesen. Das ist auch in 
diesem Jahre in einer Reihe von Fällen geschehen. 
Die Sportverbände sind über diese Möglichkeiten 
unterrichtet. Mir ist nicht bekannt, daß ein Ver-
band seine Maßnahmen wegen verspäteter Zuwei-
sung von Bundesmitteln nicht oder nicht rechtzeitig 
hätte durchführen können. 

*) Für die Teilnahme an einer Tagung des Europäischen 
Parlaments 
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Anlage 3 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Ernst vom 19. Januar 1968 
auf die Mündlichen Anfragen der Abgeordneten 
Frau Funcke (Drucksache V/2464 Fragen 36 und 37) : 

Wie groß ist die Zahl der Jugendlichen, die jährlich ohne Zu-
stimmung der Eltern die deutsche Grenze freiwillig oder un-
freiwillig (Verbrechen) überschreiten? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit zur Verhinderung 
unerlaubten Grenzübertritts Jugendlicher darin, daß, wie in 
Frankreich, Jugendliche unter 18 Jahren die deutsche Grenze nur 
in Begleitung eines Erziehungsberechtigten oder einer Jugend-
gruppe oder mit einer beglaubigten schriftlichen Erklärung des 
Erziehungsberechtigten überschreiten dürfen? 

Wie viele Jugendliche versuchen, sich ohne elter-
liche Zustimmung in das Ausland zu begeben, läßt 
sich schon deshalb nicht feststellen, weil der Umfang 
des grenzüberschreitenden Reiseverkehrs sehr häu-
fig dazu zwingt, bei der Ausreise nur stichproben-
weise zu kontrollieren. 

Es kommt hinzu, daß unsere Grenzbeamten es bei 
der Prüfung, ob ein allein reisender Jugendlicher 
ihnen die Wahrheit sagt oder nicht, schwer haben. 

Es wird Sie aber gewiß interessieren, daß die 
Grenzbeamten trotzdem zahlreiche jugendliche 
„Ausreißer" angehalten haben, nämlich 

	

1965: 	2 775 

	

1966: 	3 978 

	

1967: 	4 245. 

Die Bundesregierung möchte aus psychologischen 
und praktischen Erwägungen dem französischen 
Beispiel nicht folgen. Sie ist der Meinung, daß es 
in erster Linie Sache der Erziehungsberechtigten ist 
und bleiben soll, unerwünschte Auslandsreisen von 
Jugendlichen zu• verhindern. 

Außerdem ist zu bedenken, daß jährlich weit über 
5 Millionen Zehn- bis Achtzehnjährige allein aus-
reisen. 

Übernähme man die französische Regelung, so 
würden davon auch Millionen Jugendlicher betrof-
fen, mit deren Reisen die Eltern einverstanden sind. 
Der mit dem Erfordernis einer beglaubigten schrift-
lichen Erlaubnis verbundene Aufwand stände somit 
in keinem angemessenen Verhältnis zu dem erstreb-
ten Erfolg. 

Die Bundesregierung hat deshalb einen anderen 
Weg beschritten: Sie hat in die Neufassung des 
Personalausweisgesetzes — der Entwurf ist dem 
Hohen Hause soeben zugeleitet worden — eine 
Vorschrift aufgenommen, die es zuläßt, den Gel-
tungsbereich des Personalausweises eines Minder-
jährigen auf Antrag des Erziehungsberechtigten auf 
das Inland zu beschränken. Auf diese Weise sollen 
diejenigen Eltern, die mit Auslandsreisen ihrer 
Kinder nicht einverstanden sind, die Möglichkeit 
erhalten, ihrem Willen Nachdruck zu verleihen. 

Anlage 4 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Ernst vom 19. Januar 1968 
auf die Mündlichen Anfragen der Abgeordneten 
Frau Dr. Diemer-Nicolaus (Drucksache V/2464 Fragen 
38 und 39) : 

Hält die Bundesregierung eine öffentlich-rechtliche Prozeßord-
nung, die gleicherweise die Allgemeinen Verwaltungsgerichte, 
die Sozialgerichte und die Finanzgerichte betrifft, für notwendig? 

Wann wird sie einen derartigen in Frage 38 erwähnten Prozeß

-

entwurf gegebenenfalls vorlegen? 

Die Bundesregierung hält eine Vereinheitlichung 
der öffentlich-rechtlichen Prozeßordnungen, soweit 
dies unter Berücksichtigung der Verschiedenheiten 
der einzelnen Gerichtsverfahren möglich ist, für er-
strebenswert und hat bereits in den vergangenen 
Jahren auf eine solche Einheitlichkeit hingewirkt. So 
wurde insbesondere bei der Verabschiedung der 
Finanzgerichtsordnung eine weitgehende Anglei-
chung an die Verwaltungsgerichtsordnung erreicht. 

Bei der Prüfung des nächsten Schrittes im Rah-
men dieser rechtlichen Entwicklung wird jedoch nicht 
unberücksichtigt bleiben können, daß Neuerungen, 
insbesondere auf dem Gebiet des Prozeßrechts, erst 
dann vorgenommen werden sollten, wenn ausrei-
chende Erfahrungen vorliegen. Dies gilt vor allem 
für die Finanzgerichtsordnung, die erst zwei Jahre 
in Kraft ist und gegenüber dem früheren Verfahren 
grundlegende Änderungen gebracht hat. 

Mit der Vorlage eines Gesetzentwurfs einer ein-
heitlichen öffentlich-rechtlichen Prozeßordnung kann 
daher vorerst noch nicht gerechnet werden, zumal 
der gegenwärtige Rechtszustand zu keinen nennens-
werten Schwierigkeiten in der Praxis geführt hat: 

Die Bundesregierung wird diesen Fragen auch in 
Zukunft weiter ihre Aufmerksamkeit widmen. 

Anlage 5 

Schriftliche Antwort 

,des Staatssekretärs Dr. Ernst vom 19. Januar 1968 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Büttner (Drucksache V/2464 Fragen 40, 41 und 42) : 

Hält die Bundesregierung den Artikel in der Bild-Zeitung vorn 
8. Dezember 1967, Nr. 286, Titelseite, mit der Überschrift „Was 

wird mit den Alten über 60" nicht für schockierend, in dem be-
richtet wird, daß Schüler im Alter von 17 Jahren über die Frage 
diskutieren, Menschen mit 60 Jahren einzuschläfern, um die 
arbeitende Bevölkerung von der Versorgungspflicht für die 
Alten zu entbinden, und alle Eltern zu erschießen, weil sie cien 
Fehler begangen haben, Eltern zu werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Kultusminister zu bitten, 
den Erziehern, vor allem den Verantwortlichen für die Schüler-
zeitungen, nahezulegen und zu erklären, daß die in Frage 40 
erwähnten Diskussionen in Schülerzeitungen verwerflich sind 
und an „Eichmänner" erinnern? 

Wäre es nicht sinnvoller, wenn den Schülern die Arbeit der 
Jugendorganisationen, z. B. des Jugend-Rotkreuzes betr. Be-
treuung älterer Menschen (Hilfe beim Einkauf, Kohlen aus dem 
Keller tragen usw.) als beispielhaft geschildert wird? 

,Die Bundesregierung bedauert, daß makabre 
Äußerungen dieser Art gefallen sind und in Schiller- 
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zeitungen Eingang gefunden haben. Selbstverständ-
lich ist davon auszugehen, ,daß diese Äußerungen 
nicht ernsthaft waren. Das hat auch eine Rückfrage 
beim Niedersächsischen Kultusministerium bestä-
tigt. 

So bedauerlich diese grobe Geschmacklosigkeit 
ist, es gibt erfreulicherweise keine Anhaltspunkte 
dafür, daß dieser Vorfall mehr ist als eine Entglei-
sung in einem Einzelfall. 

Die Bundesregierung glaubt nicht, daß es not-
wendig ist, die Kultusminister eigens auf die Ver-
werflichkeit und Absurdität solcher Äußerungen 
aufmerksam zu machen. 

Im Rahmen der politischen Bildung innerhalb wie 
außerhalb der Schule sind alle Bemühungen darauf 
gerichtet, die Menschen- und Grundrechte den Ju-
gendlichen nahezubringen. Dadurch und durch die 
häufigen Aufforderungen zu karitativer Tätigkeit 
können Jugendliche am ehesten zu mitbürgerlichem 
Handeln geführt werden. 

Anlage 6 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. E rnst vom 19. Januar 1968 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten Dr. 
Enders (Drucksache V/2464 Fragen 43 und 44) : 

Ist der Bundesiegierung bekannt, daß Unterführer im Bundes-
grenzschutz auf verantwortlichen Dienstposten, wie beispiels-
weise Fahrlehrer oder Waffenwart, besoldungsmäßig schlechter 
eingestuft sind als Angehörige der Bereitschaftspolizei mit den 
gleichen Aufgaben? 

Ist die Bundesregierung bereit, eine höhere Einstufung und 
bessere Dotierung von Unterführerfunktionen vorzunehmen und 
die Zahl der Dienststellen für Lebzeitbeamte im Bundesgrenz-
schutz zu vergrößern, damit diese für einen längeren Zeitraum 
dem Bundesgrenzschutz zur Verfügung stehen und Ausgaben für 
beträchtliche Abfindungssummen reduziert werden können? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Besol-
dung der Polizeivollzugsbeamten im Bundesgrenz-
schutz zum Teil der ebenfalls nicht einheitlichen Be-
soldung der Beamten der Bereitschaftspolizeien der 
Länder nicht entspricht. Die jeweils erheblich gerin-
gere Zahl von Vollzugsbeamten in den einzelnen 
Bereitschaftspolizeien sowie die Besoldungshoheit 
der Länder haben diese Entwicklung begünstigt. 
Durch die im Rahmen der Harmonisierung bereits 
seit mehreren Rechnungsjahren erfolgte Hebung 
von Planstellen ist eine wesentliche Verbesserung 
in der Bewertung der Dienstposten, insbesondere 
im Bereich der Unterführer, erzielt worden. 

Neben den bisher bereits durchgeführten und 
weiterhin angestrebten Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Besoldung ist im Entwurf des Zweiten Be-
soldungsneuregelungsgesetzes auch für die Beamten 
auf Lebenszeit als Unterführer im Bundesgrenz-
schutz eine höhere Einstufung vorgesehen. Demge-
genüber ist eine Erhöhung der Zahl der Planstellen 
für Beamte auf Lebenszeit nicht möglich, ohne daß 
sich daraus eine für eine Polizeitruppe nachteilige 
allmähliche Überalterung ergibt. Insbesondere im 

Bundesgrenzschutz würde eine Überalterung der 
Unterführer dessen Beweglichkeit und Einsatzfähig-
keit gefährden. 

Anlage 7 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Ernst vom 19. Januar 1968 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Dr. 
Rutschke (Drucksache V/2464 Frage 45) : 

Was beabsichtigt die Bundesregierung zu tun, um künftig zu 
verhindern, daß das Parlament — wie zuletzt bei den Steuer- 
und Finanzänderungsgesetzen — bei termingebundenen Gesetzes-
vorlagen wieder unter einen unerträglichen Zeitdruck gesetzt 
wird? 

Die Bundesregierung hält es für ihre Pflicht, Ent-
würfe von Gesetzen, die zu einem bestimmten Zeit-
punkt in Kraft treten müssen, den gesetzgebenden 
Körperschaften so rechtzeitig zuzuleiten, daß ihnen 
angemessene Zeit zur Beratung zur Verfügung steht. 
Die Bundesregierung verfährt auch in aller Regel 
dementsprechend. Gleichwohl ist nicht völlig auszu-
schließen, daß in Einzelfällen auf Grund besonderer 
Umstände Gesetzesvorlagen nicht so frühzeitig ein-
gebracht werden können, wie es an sich wünschens-
wert wäre. Dies war der Fall bei den Entwürfen der 
Gesetze zur Verwirklichung der mehrjährigen 
Finanzplanung des Bundes. Die Bundesregierung be-
dauert, daß die Beratungen im Bundestag deshalb 
unter Zeitdruck standen. Sie wird bemüht sein, ähn-
liche Fälle in Zukunft zu vermeiden. Vorsorgemaß-
nahmen allgemeiner Art erscheinen indessen nicht 
erforderlich. 

Anlage 8 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Arndt 
vom 22. Januar 1968 auf die Mündliche Anfrage des 
Abgeordneten Schlager (Drucksache V/2464 Frage 
59) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung im Hinblick auf die Mitte 
Januar stattfindende Debatte über sektorale und regionale Wirt-
schafts- und Strukturpolitik (Große Anfrage der Fraktion der 
CDU/CSU, Drucksache V/1988) die Feststellungen des Vorstands-
vorsitzenden der Badischen Anilin- und Sodafabrik, Prof. Timm, 
die künftigen Industrieschwerpunkte lägen in Süddeutschland 
und an der Küste; deshalb seien wirtschaftspolitische Maßnah-
men bedenklich, die ausschließlich von dem Blick auf das Ruhr-
gebiet bestimmt seien? 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung von 
Herrn Professor Timm, daß „wirtschaftspolitische 
Maßnahmen, die ausschließlich von dem Blick auf 
das Ruhrgebiet bestimmt sind, zu eng und auch sehr 
bedenklich" wären. Sie beabsichtigt daher auch nicht, 
eine derartige Politik zu betreiben. 

Die Maßnahmen der Bundesregierung für die 
Steinkohlenreviere an Ruhr und Saar wollen diese 
„Industrieschwerpunkte" in ihrer Struktur verän-
dern, um ihre wirtschaftliche Kraft im Rahmen der 
Gesamtstruktur zu erhalten und zu stärken. Die Ent- 
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wicklung anderer Industriestandorte im Bundesge-
biet einschließlich Berlins und die entsprechenden 
Maßnahmen werden während dieser strukturellen 
Anpassung an Ruhr und Saar weitergehen. Diese 
regional abgewogene Strukturpolitik hat auch die 
Zustimmung des Bundesrates bei der Beratung des 
„Kohlengesundungsgesetzes" gefunden. 

Anlage 9 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Adorno vom 
19. Januar 1968 auf die  Mündlichen Anfragen des 
Abgeordneten Haehser (Drucksache V/2464 Fragen 
96 und 97) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß für die Anstreicher

-

arbeiten eines Fahnenmastes und eines Schlagbaumes beim Re-
servelazarett Rhaunen, Bezirk Trier, Angebotsunterlagen im 
Umfang von 12 DIN A 4-Seiten an Unternehmer verschickt wor-
den sind? 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, Schritte einzuleiten 
zur Vereinfachung, Beschleunigung und damit Verbilligung von 
Ausschreibungsverfahren? 

Eine Anfrage bei der  zuständigen Finanzbauver-
waltung des Landes Rheinland-Pfalz hat ergeben, 
daß es sich um sogenannte Restarbeiten im Wert 
von 100,— bis 300,— DM handelt und dafür Ange-
botsunterlagen von 10 DIN A 4-Seiten vom Finanz-
bauamt Trier versandt worden sind. 

Ich vertrete die Auffassung, daß das bei der Ver-
gabe von Aufträgen zu beachtende Verfahren zeit- 
und arbeitssparend und der Umfang der Verdin-
gungsunterlagen knapp gehalten sein sollten. So-
weit ich 'darauf Einfluß nehmen kann, werde ich die 
vorliegenden Fragen zum Anlaß einer entsprechen-
den Prüfung in dem zuständigen Beratungsgremium 
des Bundesschatzministers und der Finanzbauver-
waltungen der Länder nehmen. 

Anlage 10 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Arndt 
vom 22. Januar 1968 auf die Mündliche Anfrage des 
Abgeordneten Kulawig (Drucksache zu V/2464 Frage 
147): 

Ist die Bundesregierung in der Lage, angesichts der immer 
wieder von verschiedenen Seiten, auch von extremen politischen 
Kräften, erhobenen Forderung, der Kohle durch Hydrierung 
eine neue Verwendungsmöglichkeit und damit neue Absatz-
chancen zu erschließen, Auskunft zu geben über die technischen 
und wirtschaftlichen Aussichten der Benzingewinnung aus Kohle? 

Die Bundesregierung verfolgt laufend alle Infor-
mationen über neue Absatzchancen für die Stein-
kohle. Sie ist auch über die Versuchsprojekte der 
Kohlehydrierung in den USA unterrichtet. Diese 
Versuchsprojekte können deshalb zu einer rentablen 
Hydrierung führen, weil die Gewinnung amerikani-
scher Kohle nur den vierten Teil der Gewinnung 
deutscher Kohle kostet. In der Bundesrepublik 
würde daher eine konkurrenzfähige Kohlehydrie-

rung Subventionen in Form von Zuschüssen oder in 
Form von Einnahmeverzichten an Treibstoffsteuer 
von mindestens 40,— DM je Tonne Kohle verlangen. 
Andere Formen der Absatzsicherung (Kokskohle, 
Verstromung) sind bei weitem billiger. Im übrigen 
wird das Bundesministerium für Wirtschaft durch 
die zuständigen amerikanischen Stellen über die 
neuesten Entwicklungen auf dem Gebiet der Kohle-
forschung unterrichtet. Über die Ergebnisse der mo-
dernsten Hydrieranlage in West Virginia wird in 
etwa 2-3 Jahren ein endgültiges Urteil möglich 
sein. 

Anlage 11 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Arndt 
vom 22. Januar 1968 auf die Mündlichen Anfragen 
des Abgeordneten Barche (Drucksache zu V/2464 
Fragen 148, 149 und 150) : 

Stellt das Prognos- Gutachten die Lage und Situation der 
niedersächsischen Eisen- und Stahlindustrie richtig dar? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß auf Grund der 
im Prognos-Gutachten aufgezeigten Situation für den Raum 
Peine—Salzgitter schon jetzt Umstrukturierungsmaßnahmen ein-
geleitet werden müssen, die zur Grundlage die Ansiedlung 
moderner Energieträger und Industrien in diesem isolierten 
Wirtschaftsraum des Zonengrenzgebietes haben müßten? 

Befindet sich die Bundesregierung in Übereinstimmung mit 
den Vorschlägen der IG Bergbau und Energie vom März 1966 
zur Überwindung der Schwierigkeiten im deutschen Eisenerz-
bergbau? 

Die Darlegung des Prognos-Gutachtens zur Lage 
der niedersächsischen Eisen- und Stahlindustrie 
treffen in vielem zu. Allerdings können auch Hütten-
werke, die unter der in dem Gutachten genannten 
Rohstahlmenge von etwa 3 Mio jato liegen, je nach 
ihrer technischen Einrichtung und ihren Programmen 
international wettbewerbsfähig sein. Es ist bekannt, 
daß die deutschen Stahlunternehmen z. Z. auch über 
die Grenzen der vier Walzstahlkontore hinaus inten-
siv über Kooperation und Fusionen verhandeln. An 
diesen Gesprächen sind nach meiner Unterrichtung 
alle Hüttenwerke des Kontors Nordwest beteiligt. 
Dem Ergebnis dieser Gespräche, die auf der Basis 
detaillierter Betriebsuntersuchungen geführt wer-
den und die Standortprobleme einschließen, kann 
nicht vorgegriffen werden. 

Der Raum Peine und Salzgitter ist Teil des Zonen-
randgebiets und erhält demgemäß beträchtliche Hil-
fen aus dem Regionalen Förderungsprogramm der 
Bundesregierung. Die bisher geförderten Maßnah-
men haben bereits zur Verbesserung der Wirt-
schaftsstruktur dieses Raumes beigetragen. Allein 
in Salzgitter sind von 1950 bis 1967 24 Betriebe mit 
rd. 7500 Beschäftigten neu angesiedelt worden. Die 
Bundesregierung unterstützt in enger Zusammenar-
beit mit der niedersächsischen Landesregierung alle 
Initiativen, die auf eine weitere Strukturverbesse-
rung gerichtet sind. Wegen der doppelten Proble-
matik — Zonenrandlage und sektorale Umstruktu-
rierung — räumt sie diesem Raum bei der Gewäh-
rung öffentlicher Hilfen eine hohe Priorität ein. Dies 
gilt besonders für die Ansiedlung neuer Industrie- 
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betriebe, die mit Investitionszuschüssen in Höhe 
von 15 v. H. der Investitionskosten gefördert wer-
den kann. 

Die Bundesregierung stimmt mit der IG Bergbau 
und Energie im Grundsatz darin überein, daß der 
Eisenerzbergbau im niedersächsischen Zonenrand-
gebiet im Rahmen des Möglichen zu stützen ist. In 
der Vergangenheit haben insbesondere steuerliche 
Hilfen zu einer Konsolidierung der Verhältnisse ge-
führt. Die jüngste Preisentwicklung auf dem Markt 
belastet die Wettbewerbsfähigkeit des Eisenerzberg-
baus erneut. Dennoch zeichnen sich im Raum Salz-
gitter /Peine z. Z. keine weiteren Stillegungen ab. 
Die inzwischen eingeleiteten gutachtlichen Unter-
suchungen zur langfristigen Entwicklung von Ange-
bot und Nachfrage auf dem Eisenerzmarkt sollen 
die Grundlage für weitere Entschließungen der be-
teiligten Unternehmen liefern. Soweit hiernach er-
neute Maßnahmen zur Rationalisierung der Eisen-
erzförderung notwendig werden sollten, sind sie 
lediglich auf eine Stabilisierung und Gesundung des 
Eisenerzbergbaus im niedersächsischen Zonenrand-
gebiet gerichtet. 

Anlage 12 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr. Dollinger vom 23. Januar 
1968 auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Dr. Schmidt (Wuppertal) (Drucksache V/2492 Frage 1) : 

Wie ist es zu rechtfertigen, daß am Sonntag, dem 14. Januar 
1968, vormittags, um 10.00 Uhr über den telefonischen Wetter-
auskunftsdienst der Deutschen Bundespost ein Straßenzustands -
bericht mitgeteilt wurde, der dem Straßenzustand vom Vortage, 
Samstag, dem 13. Januar 1968, 14.00 Uhr entsprach, obwohl in 
der Nacht vom Samstag zum Sonntag ein Wetterumschwung 
erfolgte, der für den gesamten Verkehr laut Polizeibericht 
katastrophale Auswirkungen mit sich brachte? 

Den Ansagestellen der Deutschen Bundespost 
werden von den Wetterämtern des Deutschen Wet-
terdienstes bereits fertiggestellte Ansagetexte zur 
Wetter- und Straßenzustandslage täglich mehrmals 
fernschriftlich übermittelt. Im Rahmen des Fern-
sprechansagedienstes verbreitet die Deutsche Bun-
despost lediglich als Vermittler diese von kom

-

peten Stellen herausgegebenen Informationen. Eine 
Kontrolle der von den Wetterämtern verantwort-
lich verfaßten Ansagen auf die Aktualität des Nach-
richtendienstes durch das Personal der Deutschen 
Bundespost ist naturgemäß nicht durchführbar. 

In dem von Ihnen angesprochenen Falle des 
14. Januar ging der morgendliche Straßenzustands

-

bericht um 9.55 Uhr in der Ansagestelle Wuppertal 
ein. Dieser neue Ansagetext wurde dort sogleich 
in die Wiedergabegeräte eingegeben und stand 
etwa um 10.30 Uhr zur Verfügung. Mit dem nach-
mittäglichen Bericht, der gegen 14.30 Uhr einging, 
waren die Wiedergabegeräte etwa um 15.00 Uhr 
versehen. 

Ich stimme Ihnen zu, daß bei Wetterumschlägen 
mit derartigen Auswirkungen im Straßenverkehr  

ein schnellerer Textwechsel erstrebenswert wäre. 
Ich werde die zuständigen Stellen hierauf hin-
weisen und gemeinsam mit dem zuständigen Herrn 
Bundesminister für Verkehr prüfen, ob entspre-
chende Regelungen möglich sind. 

Anlage 13 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Katzer vom 23. Januar 1968 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Riegel (Göppingen) (Drucksache V/2492 Frage 35): 

Ich frage die Bundesregierung, ob Schwierigkeiten für das 
Zustandekommen eines deutsch-kanadischen Sozialversicherungs-
abkommens aufgetreten sind? 

Schwierigkeiten für das Zustandekommen eines 
deutschkanadischen Sozialversicherungsabkommens, 
Herr Kollege Riegel, sind in den bisherigen Ver-
handlungen nicht aufgetreten. Das Sozialversiche-
rungsrecht ist allerdings in den beiden Staaten sehr 
unterschiedlich gestaltet und beide Seiten gingen 
von verschiedenen Auffassungen über Inhalt und 
Wirkung eines Sozialversicherungsabkommens aus. 
Nach den ersten Vorbesprechungen zwischen Regie

-

rungsvertretern beider Staaten im Februar 1966 
wurde geprüft, wie die beiderseitigen Systeme in 
einem Abkommen miteinander koordiniert werden 
können. 

In weiteren Besprechungen zwischen Regierungs-
vertretern beider Staaten im Oktober 1967 wurde 
sodann Einverständnis über die Grundsätze eines 
künftigen Abkommens erzielt. Vereinbarungsgemäß 
erwarten wir nun von der kanadischen Seite einen 
Entwurf für das Abkommen, über den dann Ver-
handlungen möglichst bald beginnen sollen. 

Anlage 14 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr. Stoltenberg vom 27. Dezem-
ber 1967 auf die Zusatzfrage des Abgeordneten 
Dr. Schmidt (Wuppertal) zu der Mündlichen Anfrage 
des Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal) *) 

In Ihrer ersten Zusatzfrage haben Sie um Mit-
teilung gebeten, wieviel Zeit nach meiner .  Schät-
zung für die Ausbauinvestitionen der Uranberg-
werke benötigt werde, die zur Sicherstellung einer 
deutschen Uranproduktion erforderlich sind.  

Die Erfahrung zeigt, daß vom Beginn der Uran-
prospektion bis zur vollen Betriebsaufnahme eines 
größeren Uranbergwerks mit Zeiten zwischen 6 und 
10 Jahren gerechnet werden muß. 

In günstigen Sonderfällen, z. B. bei oberflächen-
nahen Uranvorkommen in Sedimentgesteinen und 

*) Siehe 140. Sitzung Seite 7084 A 



7716 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 149. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 23. Januar 1968 

sehr konzentrierter Prospektierungstätigkeit, kann 
ein voller Produktionsbetrieb evtl. auch schon nach 
weniger als 6 Jahren aufgenommen werden. 

Diese relativ langen Zeiträume sind dadurch be-
dingt, daß normalerweise Maßnahmen schrittweise 
nach erfolgreicher Beendigung früherer Maßnahmen 
angesetzt werden, z. B. Bohrungen erst, wenn geo-
physikalische Messungen eine Lagerstätte hinrei-
chend erkannt haben. Bergmännische Maßnahmen 
hängen später weitgehend vom Ergebnis der Boh-
rungen ab, und die Aufnahme der vollen Produk-
tion endlich setzt ein bestimmtes Maß bergmänni-
scher Erschließung voraus. Die Errichtung einer Auf-
bereitungsanlage auf einer Lagerstätte kann frühe-

stens beginnen, wenn eine ausreichende Uranmenge 
sicher nachgewiesen worden ist. 

Die Suche nach Uranvorkommen, die zur Deckung 
des deutschen Uranbedarfs noch vor 1980 beitragen 
sollen, müßte deshalb spätestens 1974 beginnen. Be-
reits bekannte Uranvorkommen (z. B. Halden-Erze 
in Südafrika) könnten noch zur Deckung des Be-
darfs bis 1980 herangezogen werden, wenn entspre

-

chende Aufbereitungsanlagen vor 1977 gebaut wür-
den. 

Gemeinsam mit Firmen der deutschen Uranindu

-

strie bin ich bemüht, rechtzeitig die Errichtung vor 
Uranbergwerken und Aufbereitungsanlagen im In 
und Ausland zu fördern. 


	149. Sitzung
	Bonn, den 23. Januar 1968
	Inhalt
	Redetext
	Anlage zum Stenographischen Bericht
	Anlage 1
	Anlage 2
	Anlage 3
	Anlage 4
	Anlage 5
	Anlage 6
	Anlage 7
	Anlage 8
	Anlage 9
	Anlage 10
	Anlage 11
	Anlage 12
	Anlage 13
	Anlage 14




